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A. Gesetze, Beschlüsse, Verordnungen,
 Verfügungen

Bekanntmachung des 
Verwaltungsverfahrens- und 

-zustellungsgesetzes 
der Evangelischen Kirche in Deutschland

(VVZG-EKD)

Nachstehend wird der Wortlaut des Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009 (ABl.
EKD 2009 S. 334), geändert durch Berichtigung vom 15. Ok-
tober 2010 (ABl. EKD S. 296) bekannt gemacht. 

Dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der
Evangelischen Kirche in Deutschland wurde mit Zustim-
mungsgesetz zum VVZG-EKD vom 20. März 2010 (ABl. 
S. 86) zugestimmt. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ver-
waltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes für die Evange-
lische Kirche in Mitteldeutschland ist für den 1. Januar 2012
vorgesehen.

Eisenach, den 17. Januar 2011
(2017-03)

Das Landeskirchenamt Ruth Kallenbach
der Evangelischen Kirche Oberkirchenrätin
in Mitteldeutschland

Verwaltungsverfahrens- und 
-zustellungsgesetz 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009 

(ABl. EKD 2009 S. 334),
geändert durch Berichtigung 

vom 15. Oktober 2010 (ABl. EKD S. 296)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
nach Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 a Absatz 2 Satz 1
Buchstabe b mit Zustimmung der Kirchenkonferenz nach Ar-
tikel 26 a Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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Teil I
Allgemeine Vorschriften

Abschnitt 1
Anwendungsbereich, Elektronische Kommunikation

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz gilt 
1. für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Kir-

chenbehörden der Evangelischen Kirche in Deutschland,
sowie der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts, über die sie die Aufsicht führt,

2. nach Maßgabe des § 62 Absatz 2 und des § 63 für die
 öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Kirchenbe-
hörden der Gliedkirchen, ihrer Kirchengemeinden, Kir-
chenkreise, Kirchenbezirke und anderer Untergliederun-
gen, der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie der
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, über die eine Gliedkirche oder ein gliedkirchli-
cher Zusammenschluss die Aufsicht führt,

soweit sie aufgrund kirchlichen Rechts öffentlich-rechtliche
Verwaltungstätigkeit ausüben. Das kirchliche Recht bestimmt
die Kirchenbehörden, die die öffentlich-rechtliche Verwal-
tungstätigkeit ausüben. Kirchenbehörde im Sinne dieses Kir-
chengesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der kirchlichen Ver-
waltung wahrnimmt.
(2) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten nicht, so-
weit Rechtsvorschriften der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse inhaltsgleiche oder entgegenstehende Vorschriften
enthalten. Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten wei-
terhin nicht, soweit die Kirchenbehörde hoheitliche Aufgaben
kraft staatlichen Rechts wahrnimmt.
(3) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme
der §§ 55 bis 60 gelten ferner nicht für 
1. Verfahren im Zusammenhang mit geistlichen Amtshand-

lungen oder anderen geistlichen Handlungen,
2. Verfahren, die Wahlen zu einem kirchlichen Amt, von

kirchlichen Organen und anderen kirchlichen Gremien
betreffen,

3. Verfahren, die nach der Abgabenordnung durchzuführen
sind,

4. Visitationsverfahren,
5. Lehrbeanstandungsverfahren.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kir-
chengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes bestimmen,
dass dieses Kirchengesetz für weitere Verfahren ganz oder
teilweise keine Anwendung findet.
(4) Für die Tätigkeit der Kirchenbehörden bei Leistungs-,
Eignungs- und ähnlichen Prüfungen von Personen sowie der
kirchlichen Schulen und Hochschulen bei Versetzungs- und
anderen Entscheidungen, die auf einer Leistungsbeurteilung
beruhen, gelten nur die §§ 3, 4, 5, 6, 9 bis 14, 16 bis 24, 27
bis 47 dieses Kirchengesetzes.
(5) Für Berufungsverfahren an kirchlichen Hochschulen sind
die §§ 15, 16 und 26 dieses Kirchengesetzes nicht anzuwen-
den.
(6) Für Personalentscheidungen, die durch ein Gremium ge-
troffen werden, ist § 26 nicht anzuwenden.

§ 2
Elektronische Kommunikation

(1) Soweit das kirchliche Recht dies zulässt, ist die Übermitt-
lung elektronischer Dokumente zulässig, sofern der Empfän-
ger oder die Empfängerin hierfür einen Zugang eröffnet hat.
(2) Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform
kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes be-
stimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt werden. Das
kirchliche Recht kann bestimmen, dass in diesem Fall das
elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach dem Bundesgesetz über Rahmenbedin-
gungen für elektronische Signaturen (Signaturgesetz) zu ver-
sehen ist. Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Iden-
tifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht er-
möglicht, ist nicht zulässig. Im Rechtsverkehr zwischen
Kirchenbehörden kann von dem Erfordernis einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur abgesehen werden.
(3) Ist ein der Kirchenbehörde übermitteltes elektronisches
Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies
dem oder der Absendenden unter Angabe der für ihn oder sie
geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit.
Macht ein Empfänger oder eine Empfängerin geltend, er oder
sie könne das von der Kirchenbehörde übermittelte elektroni-
sche Dokument nicht bearbeiten, hat sie es ihm oder ihr er-
neut in einem geeigneten elektronischen Format oder als
Schriftstück zu übermitteln.

Abschnitt 2
Verfahrensgrundsätze

§ 3
Begriff des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Kirchengesetzes
ist die nach außen wirkende Tätigkeit der Kirchenbehörden,
die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung
und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss
eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt
den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öf-
fentlich-rechtlichen Vertrags ein.

§ 4
Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht ge-
bunden, soweit keine besonderen Rechtsvorschriften für die
Form des Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig
und zügig durchzuführen. Die Sprache des Verwaltungsver-
fahrens ist deutsch.

§ 5
Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit

(1) Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind natürliche und
juristische Personen sowie Kirchenbehörden.
(2) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind
1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht ge-

schäftsfähig sind,
2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht in der

Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, soweit sie 
a) für den Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften

des bürgerlichen Rechts als geschäftsfähig oder durch
Vorschriften des öffentlichen oder kirchlichen Rechts
als handlungsfähig anerkannt sind,
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b) nach kirchlichem Recht in bestimmten Bereichen
handlungsfähig sind, 

3. juristische Personen sowie kirchliche Behörden oder Be-
hörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bun-
des.
(3) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfahrens, so ist
ein geschäftsfähiger Betreuter oder eine geschäftsfähige Be-
treute nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshandlungen
fähig, als er oder sie nach den Vorschriften des bürgerlichen
Rechts ohne Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin
handeln kann oder durch Vorschriften des öffentlichen oder
kirchlichen Rechts als handlungsfähig anerkannt ist.
(4) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten entspre-
chend.

§ 6
Beteiligte

(1) Beteiligte sind
1. Antragsteller und Antragstellerin sowie Antragsgegner

und Antragsgegnerin,
2. diejenigen, an die die Kirchenbehörde den Verwaltungs-

akt richten will oder gerichtet hat,
3. diejenigen, mit denen die Kirchenbehörde einen öffent-

lich-rechtlichen Vertrag schließen will oder geschlossen
hat, 

4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Kirchenbehörde zu
dem Verfahren hinzugezogen worden sind.

(2) Die Kirchenbehörde kann von Amts wegen oder auf An-
trag diejenigen, deren rechtliche Interessen durch den Aus-
gang des Verfahrens berührt werden können, als Beteiligte
hinzuziehen. Hat der Ausgang des Verfahrens unmittelbar
rechtsgestaltende Wirkung für einen Dritten oder eine Dritte,
so ist dieser oder diese auf Antrag als Beteiligter oder Betei-
ligte zu dem Verfahren hinzuzuziehen; soweit er oder sie der
Kirchenbehörde bekannt ist, hat diese ihn oder sie von der
Einleitung des Verfahrens zu benachrichtigen.
(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des
Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter oder Be-
teiligte.

§ 7
Bevollmächtigte und Beistände

(1) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann sich durch einen
Bevollmächtigten oder eine Bevollmächtigte vertreten lassen.
Die Vollmacht ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren
betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem In-
halt nicht etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte oder die
Bevollmächtigte hat auf Verlangen die Vollmacht schriftlich
nachzuweisen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der Kirchen-
behörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht.
(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmacht-
gebers oder der Vollmachtgeberin noch durch eine Verände-
rung in seiner oder ihrer Handlungsfähigkeit oder seiner oder
ihrer gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der oder die Bevoll-
mächtigte hat jedoch, wenn er oder sie für den Rechtsnachfol-
ger oder die Rechtsnachfolgerin im Verwaltungsverfahren auf-
tritt, dessen oder deren Vollmacht auf Verlangen schriftlich
beizubringen.
(3) Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter oder eine Be-
vollmächtigte bestellt, so soll sich die Kirchenbehörde an ihn
oder sie wenden. Sie kann sich an den Beteiligten oder die
Beteiligte selbst wenden, soweit er oder sie zur Mitwirkung
verpflichtet ist. Wendet sich die Kirchenbehörde an den Betei-
ligten oder die Beteiligte, so soll der oder die Bevollmächtigte

verständigt werden. § 57 bleibt unberührt.
(4) Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann zu Verhandlun-
gen und Besprechungen mit einem Beistand erscheinen. Das
von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem oder der Be-
teiligten vorgebracht, soweit der oder die Beteiligte dem nicht
unverzüglich widerspricht.
(5) Bevollmächtigte und Beistände müssen Mitglied einer
Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
angehört. In besonderen Ausnahmefällen kann die Kirchenbe-
hörde Personen als Bevollmächtigte oder Beistände zulassen,
die die Voraussetzung nach Satz 1 nicht erfüllen. 
(6) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen,
wenn sie entgegen § 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes
Rechtsdienstleistungen erbringen. Sie sind ferner zurückzu-
weisen, wenn sie die Voraussetzung nach Absatz 5 Satz 1
nicht erfüllen und keine Zulassung nach Absatz 5 Satz 2 gege-
ben ist.
(7) Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag zu-
rückgewiesen werden, wenn sie hierzu ungeeignet sind; vom
mündlichen Vortrag können sie nur zurückgewiesen werden,
wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind.
(8) Die Zurückweisung nach den Absätzen 6 und 7 ist auch
dem oder der Beteiligten, dessen oder deren Bevollmächtigter
oder Bevollmächtigte oder Beistand zurückgewiesen wird,
mitzuteilen. Verfahrenshandlungen der zurückgewiesenen Be-
vollmächtigten oder Beistände, die diese nach der Zurückwei-
sung vornehmen, sind unwirksam.

§ 8
Bestellung eines oder einer Empfangsbevollmächtigten

Ein Beteiligter oder eine Beteiligte ohne Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im Inland
hat der Kirchenbehörde auf Verlangen innerhalb einer ange-
messenen Frist einen Empfangsbevollmächtigten oder eine
Empfangsbevollmächtigte im Inland zu benennen. Wird dies
unterlassen, gilt ein an ihn oder sie gerichtetes Schreiben am
siebten Tage nach der Aufgabe zur Post und ein elektronisch
übermitteltes Dokument am dritten Tage nach der Absendung
als zugegangen. Dies gilt nicht, wenn feststeht, dass das Do-
kument den Empfänger oder die Empfängerin nicht oder zu
einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. Auf die Rechtsfolgen
der Unterlassung ist hinzuweisen.

§ 9
Ausgeschlossene Personen

(1) In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Kirchenbe-
hörde nicht tätig werden, 
1. wer selbst Beteiligter oder Beteiligte ist,
2. wer Angehöriger oder Angehörige von Beteiligten ist,
3. wer einen Beteiligten oder eine Beteiligte kraft Gesetzes

oder Vollmacht allgemein oder in diesem Verwaltungsver-
fahren vertritt,

4. wer Angehöriger oder Angehörige einer Person ist, die
Beteiligte in diesem Verfahren vertritt,

5. wer bei einem Beteiligten oder einer Beteiligten gegen
Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm oder ihr als Mitglied
des Vorstands, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen
Organs tätig ist; dies gilt nicht für Personen, die in den
genannten Organen auf Verlangen, Vorschlag oder Veran-
lassung ihrer oder ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer
obersten Dienstbehörde tätig sind,

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Ange-
legenheit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig
geworden ist.
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Dem oder der Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit
oder durch die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder
Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder
Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- oder
Bevölkerungsgruppe angehört, deren gemeinsame Interessen
durch die Angelegenheit berührt sind.
(2) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im
Verzug unaufschiebbare Maßnahmen treffen.
(3) Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen gelei-
tet und hält sich ein Mitglied des Leitungsorgans für ausge-
schlossen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des
Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem oder der Vorsitzenden
mitzuteilen. Das Leitungsorgan entscheidet über den Aus-
schluss. Der oder die Betroffene darf an dieser Entscheidung
nicht mitwirken. Das ausgeschlossene Mitglied darf bei der
weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein.
(4) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:
1. der oder die Verlobte,
2. der Ehegatte oder die Ehegattin,
3. der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin,
4. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
5. Geschwister,
6. Kinder der Geschwister,
7. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegat-

ten, des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin,
8. Geschwister der Eltern,
9. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes

Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern
und Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und
Pflegekinder).

Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch
dann, wenn
1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Bezie-

hung begründende Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht
mehr besteht,

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft
oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen
ist,

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht
mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern
und Kind miteinander verbunden sind.

§ 10
Besorgnis der Befangenheit

Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine
unparteiische Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von
einem Beteiligten oder einer Beteiligten das Vorliegen eines
solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungs-
verfahren für eine Kirchenbehörde tätig werden soll, die Lei-
tung der Kirchenbehörde zu unterrichten und sich auf deren
Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorg-
nis der Befangenheit den Leiter oder die Leiterin der Kirchen-
behörde, so trifft diese Anordnung die kirchliche Aufsichtsbe-
hörde, sofern sich der Kirchenbehördenleiter oder die Kir-
chenbehördenleiterin nicht selbst einer Mitwirkung enthält.
Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen geleitet,
gilt für Mitglieder eines Leitungsorgans § 9 Absatz 3 entspre-
chend.

§ 11
Beginn des Verfahrens

Die Kirchenbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermes-
sen, ob und wann sie ein Verwaltungsverfahren durchführt.

Dies gilt nicht, wenn sie auf Grund von Rechtsvorschriften
1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss,
2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht

vorliegt.

§ 12
Untersuchungsgrundsatz

(1) Die Kirchenbehörde ermittelt den Sachverhalt von Amts
wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an
das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist
sie nicht gebunden.
(2) Die Kirchenbehörde hat alle für den Einzelfall bedeutsa-
men, auch die für die Beteiligten günstigen Umstände zu be-
rücksichtigen.
(3) Die Kirchenbehörde darf die Entgegennahme von Erklä-
rungen oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fal-
len, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den
Antrag in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält.

§ 13
Beratung, Auskunft

(1) Die Kirchenbehörde soll die Abgabe von Erklärungen, die
Stellung von Anträgen oder die Berichtigung von Erklärungen
oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich nur verse-
hentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder unrichtig ab-
gegeben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforder-
lich, Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungsverfah-
ren zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden Pflichten.
(2) Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, bereits vor Stel-
lung eines Antrags mit dem zukünftigen Antragsteller, welche
Nachweise und Unterlagen von ihm zu erbringen sind und in
welcher Weise das Verfahren beschleunigt werden kann. So-
weit es der Verfahrensbeschleunigung dient, soll sie dem An-
tragsteller nach Eingang des Antrags unverzüglich Auskunft
über die voraussichtliche Verfahrensdauer und die Vollständig-
keit der Antragsunterlagen geben.

§ 14
Beweismittel

(1) Die Kirchenbehörde bedient sich der Beweismittel, die
sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sach-
verhalts für erforderlich hält. Sie kann insbesondere
1. Auskünfte jeder Art einholen,
2. Beteiligte anhören, Zeugen und Zeuginnen sowie Sach-

verständige vernehmen oder die schriftliche oder elektro-
nische Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen, Zeu-
gen und Zeuginnen einholen, 

3. Urkunden und Akten beiziehen,
4. den Augenschein einnehmen.
(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts
mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen
und Beweismittel angeben und die in ihrem Besitz befindli-
chen Urkunden und anderen Schriftstücke vorlegen, wenn sie
für das Verfahren von Bedeutung sind. Eine weitergehende
Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, ins-
besondere eine Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur
Aussage, besteht nur, soweit dies durch kirchliche Rechtsvor-
schriften vorgesehen ist. 
(3) Für Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige be-
steht eine Pflicht zur Aussage oder zur Erstattung von Gutach-
ten, wenn sie durch kirchliche Rechtsvorschrift vorgesehen
ist. Falls die Kirchenbehörde Zeugen, Zeuginnen und Sach-
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verständige herangezogen hat, erhalten sie auf Antrag in ent-
sprechender Anwendung des Kirchengerichtsgesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden
Fassung eine Entschädigung oder Vergütung.

§ 15
Anhörung Beteiligter

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte
 eines Beteiligten oder einer Beteiligten eingreift, ist ihm oder
ihr Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung
 erheblichen Tatsachen zu äußern. 
(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie
nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, insbe-
sondere wenn 
1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug

oder im kirchlichen Interesse notwendig erscheint,
2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Ent-

scheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt würde,
3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten oder

 einer Beteiligten, die dieser oder diese in einem Antrag
oder einer Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen oder
ihren Ungunsten abgewichen werden soll,

4. die Kirchenbehörde eine Allgemeinverfügung oder
gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Ver-
waltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen er-
lassen will.

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes
kirchliches Interesse entgegensteht.

§ 16
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) Die Kirchenbehörde hat den Beteiligten Einsicht in die
das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit deren
Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtli-
chen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht für Entwürfe
zu Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren
Vorbereitung. 
(2) Die Kirchenbehörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht
nicht verpflichtet, soweit durch sie die ordnungsgemäße Erfül-
lung ihrer Aufgaben beeinträchtigt, das Bekanntwerden des
Inhalts der Akten dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten
würde oder soweit die Vorgänge nach kirchlichen Rechtsvor-
schriften oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der be-
rechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter Personen,
insbesondere wenn es sich um Vorgänge seelsorgerlichen
Charakters handelt, geheim gehalten werden müssen.
(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Kirchenbehörde, die die
Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht auch bei einer
anderen Kirchenbehörde erfolgen, weitere Ausnahmen kann
die Kirchenbehörde, die die Akten führt, gestatten.

§ 17
Datenschutz und Geheimhaltung

(1) Für den Schutz personenbezogener Daten in einem Ver-
waltungsverfahren gelten das Kirchengesetz über den Daten-
schutz der Evangelischen Kirche in Deutschland in der je-
weils geltenden Fassung und die aufgrund dieses Kirchenge-
setzes erlassenen Verordnungen sowie die zur Ergänzung und
Durchführung dieses Kirchengesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. 
(2) Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre Ge-

heimnisse, insbesondere die zum persönlichen Lebensbereich
gehörenden Geheimnisse sowie die Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse, von der Kirchenbehörde nicht unbefugt offen-
bart werden.
(3) Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unverbrüchlich
zu wahren.

Abschnitt 3
Fristen, Termine, Wiedereinsetzung

§ 18
Fristen und Termine

(1) Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung
von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs entsprechend, soweit nicht durch die Absätze 2 bis
5 etwas anderes bestimmt ist. 
(2) Der Lauf einer Frist, die von einer Kirchenbehörde ge-
setzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die Bekanntgabe der
Frist folgt, außer wenn dem oder der Betroffenen etwas ande-
res mitgeteilt wird.
(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen ge-
setzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist
mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Dies gilt
nicht, wenn dem oder der Betroffenen unter Hinweis auf diese
Vorschrift ein bestimmter Tag als Ende der Frist mitgeteilt
worden ist.
(4) Hat eine Kirchenbehörde Leistungen nur für einen be-
stimmten Zeitraum zu erbringen, so endet dieser Zeitraum
auch dann mit dem Ablauf seines letzten Tages, wenn dieser
auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen
Sonnabend fällt.
(5) Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonn-
tage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende mitgerechnet.
(6) Fristen, die von einer Kirchenbehörde gesetzt sind, kön-
nen verlängert werden. Sind solche Fristen bereits abgelaufen,
so können sie rückwirkend verlängert werden, insbesondere
wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen
Rechtsfolgen bestehen zu lassen. Die Kirchenbehörde kann
die Verlängerung der Frist nach § 23 mit einer Nebenbestim-
mung verbinden.
(7) Absatz 6 gilt nicht für Fristen, die durch Kirchengesetz
bestimmt werden.

§ 19
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzli-
che Frist einzuhalten, so ist ihm oder ihr auf Antrag Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Das Verschul-
den eines Vertreters oder einer Vertreterin ist dem oder der
Vertretenen zuzurechnen.
(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall
des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur Begründung
des Antrags sind bei der Antragstellung oder im Verfahren
über den Antrag glaubhaft zu machen. Innerhalb der Antrags-
frist ist die versäumte Handlung nachzuholen. Ist dies gesche-
hen, so kann Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt
werden.
(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist
kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die ver-
säumte Handlung nicht mehr nachgeholt werden, außer wenn
dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmög-
lich war. 
(4) Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die
Kirchenbehörde, die über die versäumte Handlung zu befin-
den hat.
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(5) Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus einer
Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlossen ist.

Abschnitt 4
Amtliche Beglaubigung

§ 20
Beglaubigung von Dokumenten

(1) Jede Kirchenbehörde ist befugt, Abschriften von Urkun-
den, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubigen. Darüber
 hinaus sind die von der jeweiligen obersten Kirchenbehörde
durch allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbehörden be-
fugt, Abschriften zu beglaubigen, wenn die Urschrift von
 einer kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes ausgestellt ist oder
die Abschrift zur Vorlage bei einer solchen Behörde benötigt
wird, sofern nicht durch Rechtsvorschrift die Erteilung be-
glaubigter Abschriften aus amtlichen Registern und Archiven
anderen Dienststellen oder Behörden ausschließlich vorbehal-
ten ist. 
(2) Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, wenn Um-
stände zu der Annahme berechtigen, dass der ursprüngliche
Inhalt des Schriftstücks, dessen Abschrift beglaubigt werden
soll, geändert worden ist, insbesondere wenn dieses Schrift-
stück Lücken, Durchstreichungen, Einschaltungen, Änderun-
gen, unleserliche Wörter, Zahlen oder Zeichen, Spuren der
Beseitigung von Wörtern, Zahlen und Zeichen enthält oder
wenn der Zusammenhang eines aus mehreren Blättern beste-
henden Schriftstücks aufgehoben ist.
(3) Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubi-
gungsvermerk, der unter die Abschrift zu setzen ist. Der Ver-
merk muss enthalten 
1. die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen Ab-

schrift beglaubigt wird,
2. die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit dem

vorgelegten Schriftstück übereinstimmt,
3. den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur Vor-

lage bei der angegebenen kirchlichen Behörde oder einer
Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des
Bundes erteilt wird, wenn die Urschrift nicht von einer
solchen Behörde ausgestellt worden ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift
des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bedienste-
ten und das Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Beglaubi-
gung von 
1. Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in technischen

Verfahren hergestellten Vervielfältigungen,
2. auf fototechnischem Wege von Schriftstücken hergestell-

ten Negativen, die bei einer kirchlichen Behörde oder ei-
ner Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
des Bundes aufbewahrt werden, 

3. Ausdrucken elektronischer Dokumente,
4. elektronischen Dokumenten,

a) die zur Abbildung eines Schriftstücks hergestellt wur-
den,

b) die ein anderes technisches Format als das mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur verbundene Aus-
gangsdokument erhalten haben.

(5) Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Anga-
ben nach Absatz 3 Satz 2 bei der Beglaubigung 
1. des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit

einer qualifizierten elektronischen Signatur verbunden ist,
die Feststellungen enthalten,
a) wen die Signaturprüfung als Inhaber oder Inhaberin

der Signatur ausweist,

b) welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbrin-
gung der Signatur ausweist und

c) welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur
zugrunde lagen,

2. eines elektronischen Dokuments den Namen des oder der
für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und die
Bezeichnung der Kirchenbehörde, die die Beglaubigung
vornimmt, enthalten; die Unterschrift des oder der für die
Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das Dienst-
siegel nach Absatz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dau-
erhaft überprüfbare qualifizierte elektronische Signatur
ersetzt.

Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes techni-
sches Format als das mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten hat, nach
Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der Beglaubigungsvermerk zu-
sätzlich die Feststellungen nach Satz 1 Nr. 1 für das Aus-
gangsdokument enthalten. 
(6) Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente stehen, so-
fern sie beglaubigt sind, beglaubigten Abschriften gleich. 

§ 21
Beglaubigung von Unterschriften

(1) Die von der jeweiligen obersten Kirchenbehörde durch
allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbehörden sind be-
fugt, Unterschriften zu beglaubigen, wenn das unterzeichnete
Schriftstück zur Vorlage bei einer kirchlichen Behörde oder
einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
des Bundes oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund
 einer Rechtsvorschrift das unterzeichnete Schriftstück vorzu-
legen ist, benötigt wird. Dies gilt nicht für
1. Unterschriften ohne zugehörigen Text,
2. Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubigung nach 

§ 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bedürfen.
(2) Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn sie in
Gegenwart des oder der beglaubigenden Bediensteten vollzo-
gen oder anerkannt wird. 
(3) Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der Unter-
schrift, die beglaubigt werden soll, anzubringen. Er muss ent-
halten
1. die Bestätigung, dass die Unterschrift echt ist,
2. die genaue Bezeichnung desjenigen oder derjenigen,

 dessen oder deren Unterschrift beglaubigt wird, sowie die
Angabe, ob sich der oder die für die Beglaubigung zu-
ständige Bedienstete Gewissheit über diese Person ver-
schafft hat und ob die Unterschrift in seiner oder ihrer
Gegenwart vollzogen oder anerkannt worden ist,

3. den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vorlage bei
der angegebenen kirchlichen Behörde oder einer Behörde
im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes
oder Stelle bestimmt ist,

4. den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift
des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bedienste-
ten und das Dienstsiegel.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung von
Handzeichen entsprechend.

Teil II
Verwaltungsakt

Abschnitt 1
Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 22
Begriff des Verwaltungsaktes

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere
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einseitige Maßnahme, die eine Kirchenbehörde zur Regelung
eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft
und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet
ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an
 einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder be-
stimmbaren Personenkreis richtet oder die öffentlich-rechtli-
che  Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die
Allgemeinheit betrifft. 

§ 23
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf
mit einer Nebenbestimmung nur versehen werden, wenn sie
durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder wenn sie sicher-
stellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Ver-
waltungsaktes erfüllt werden.
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach
pflichtgemäßem Ermessen erlassen werden mit 
1. einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder

 Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet
oder für einen bestimmten Zeitraum gilt (Befristung),

2. einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall
einer Vergünstigung oder einer Belastung von dem unge-
wissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses abhängt
(Bedingung), 

3. einem Vorbehalt des Widerrufs
oder verbunden werden mit
4. einer Bestimmung, durch die dem oder der Begünstigten

ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird
(Auflage),

5. einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung
oder Ergänzung einer Auflage.

(3) Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwal-
tungsaktes nicht zuwiderlaufen.

§ 24
Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt
sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, münd-
lich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein mündlicher
Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen,
wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der oder
die Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer
Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schrift-
lich zu bestätigen; § 2 Absatz 2 findet insoweit keine Anwen-
dung.
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss
die erlassende Kirchenbehörde und die Unterschrift oder die
Namenswiedergabe des Behördenleiters oder der Behördenlei-
terin, seines oder ihres Vertreters oder seiner oder ihrer Vertre-
terin oder seines oder ihrer Beauftragten oder, soweit die Kir-
chenbehörde durch ein aus mehreren Personen bestehendes
Organ geleitet wird, die Unterschrift des oder der Vorsitzen-
den oder der zu seiner oder ihrer Vertretung berechtigten oder
von ihm oder ihr beauftragten Person erkennen lassen. Wird
für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die
Schriftform angeordnet ist, die elektronische Form verwendet,
muss auch das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte
Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzertifikat
die erlassende Kirchenbehörde erkennen lassen.
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 2 Absatz 2
erforderliche Signatur durch Rechtsvorschrift die dauerhafte
Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden.

(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe au-
tomatischer Einrichtungen erlassen wird, können abweichend
von Absatz 3 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen. Zur
Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen verwendet werden,
wenn derjenige oder diejenige, für den der Verwaltungsakt be-
stimmt ist oder der von ihm oder ihr betroffen wird, auf
Grund der dazu gegebenen Erläuterungen den Inhalt des Ver-
waltungsaktes eindeutig erkennen kann.

§ 25
Zusicherung

(1) Eine von der zuständigen Kirchenbehörde erteilte Zusage,
einen bestimmten Verwaltungsakt später zu erlassen oder zu
unterlassen (Zusicherung), bedarf zu ihrer Wirksamkeit der
schriftlichen Form. Ist vor dem Erlass des zugesicherten Ver-
waltungsaktes die Anhörung Beteiligter oder die Mitwirkung
einer anderen kirchlichen Behörde oder einer Behörde im
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes auf
Grund einer Rechtsvorschrift erforderlich, so darf die Zusi-
cherung erst nach Anhörung der Beteiligten oder nach Mitwir-
kung dieser Behörde gegeben werden.
(2) Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden, unbe-
schadet des Absatzes 1 Satz 1, § 32, auf die Heilung von
Mängeln bei der Anhörung Beteiligter und der Mitwirkung
anderer kirchlicher Behörden oder Behörden im Sinne des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes § 33 Absatz 1 
Nr. 3 und 4 sowie Absatz 2, auf die Rücknahme § 36, auf den
Widerruf, unbeschadet des Absatzes 3, § 37 entsprechende
Anwendung.
(3) Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die Sach- oder
Rechtslage derart, dass die Kirchenbehörde bei Kenntnis der
nachträglich eingetretenen Änderung die Zusicherung nicht
gegeben hätte oder aus rechtlichen Gründen nicht hätte geben
dürfen, ist die Kirchenbehörde an die Zusicherung nicht mehr
gebunden.

§ 26
Begründung des Verwaltungsaktes

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich
oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Be-
gründung zu versehen. In der Begründung sind die wesentli-
chen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die
Kirchenbehörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die
Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Ge-
sichtspunkte erkennen lassen, von denen die Kirchenbehörde
bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.
(2) Einer Begründung bedarf es nicht,
1. soweit die Kirchenbehörde einem Antrag entspricht oder

einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in
Rechte eines oder einer anderen eingreift,

2. soweit demjenigen oder derjenigen, für den oder die der
Verwaltungsakt bestimmt ist oder der oder die von ihm
betroffen wird, die Auffassung der Kirchenbehörde über
die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne
Begründung für ihn oder sie ohne weiteres erkennbar ist,

3. wenn die Kirchenbehörde gleichartige Verwaltungsakte in
größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automati-
scher Einrichtungen erlässt und die Begründung nach den
Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist,

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt,
5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gege-

ben wird.
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§ 27
Ermessen

Ist die Kirchenbehörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu
handeln, hat sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der
Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des
Ermessens einzuhalten.

§ 28
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist demjenigen oder derjenigen Betei-
ligten bekannt zu geben, für den oder die er bestimmt ist oder
der oder die von ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter
oder eine Bevollmächtigte bestellt, so kann die Bekanntgabe
ihm oder ihr gegenüber vorgenommen werden. 
(2) Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Übermittlung
durch die Post im Inland am dritten Tage nach der Aufgabe
zur Post, ein Verwaltungsakt, der elektronisch übermittelt
wird, am dritten Tage nach der Absendung als bekannt gege-
ben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die
Kirchenbehörde den Zugang des Verwaltungsaktes und den
Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.
(3) Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben wer-
den, wenn dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist. Eine
Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekannt gege-
ben werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untun-
lich ist.
(4) Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen oder elek-
tronischen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, dass sein
verfügender Teil ortsüblich bekannt gemacht wird. In der orts-
üblichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Verwal-
tungsakt und seine Begründung eingesehen werden können.
Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen
Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinver-
fügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens
der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden.
(5) Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwaltungsak-
tes mittels Zustellung bleiben unberührt.

§ 29
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

Die Kirchenbehörde kann Schreibfehler, Rechenfehler und
ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwaltungsakt
jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem Interesse des oder der
Beteiligten ist zu berichtigen. Die Kirchenbehörde ist berech-
tigt, die Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt
werden soll.

§ 30
Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechts-
behelf beginnt nur zu laufen, wenn der oder die Beteiligte
über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Ge-
richt, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz
und die einzuhaltende Frist schriftlich oder elektronisch be-
lehrt worden ist.
(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist
die Einlegung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jahres
seit Bekanntgabe oder Zustellung zulässig, außer wenn die
Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt
unmöglich war oder eine schriftliche oder elektronische Be-

lehrung dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben
sei. 

Abschnitt 2 
Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 31
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen oder der-
jenigen, für den oder die er bestimmt ist oder der oder die von
ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm
oder ihr bekannt gegeben wird. Der Verwaltungsakt wird mit
dem Inhalt wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 
(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er
nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben
oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist.
(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 32
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem beson-
ders schwerwiegenden Fehler leidet oder gegen Schrift und
Bekenntnis verstößt und dies bei verständiger Würdigung aller
in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist.
(2) Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen
des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig,
1. der schriftlich oder elektronisch erlassen worden ist, die

erlassende Kirchenbehörde aber nicht erkennen lässt,
2. der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aushändi-

gung einer Urkunde erlassen werden kann, aber dieser
Form nicht genügt,

3. den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann,
4. der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die

einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklicht,
5. der gegen die guten Sitten verstößt.
(3) Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil 
1. Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht einge-

halten worden sind, 
2. eine nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausgeschlossene

Person mitgewirkt hat,
3. eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufene Kir-

chenbehörde den für den Erlass des Verwaltungsaktes
vorgeschriebenen Beschluss nicht gefasst hat oder nicht
beschlussfähig war,

4. die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwirkung
einer anderen Kirchenbehörde unterblieben ist.

(4) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des  Verwaltungs -
aktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so
wesentlich ist, dass die Kirchenbehörde den Verwaltungsakt
ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte.
(5) Die Kirchenbehörde kann die Nichtigkeit jederzeit von
Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzustellen, wenn
der Antragsteller oder die Antragstellerin hieran ein berechtig-
tes Interesse hat. 

§ 33
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften,
die nicht den Verwaltungsakt nach § 32 nichtig macht, ist un-
beachtlich, wenn
1. der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforderliche An-

trag nachträglich gestellt wird,
2. die erforderliche Begründung nachträglich gegeben wird,
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3. die erforderliche Anhörung eines oder einer Beteiligten
nachgeholt wird,

4. die erforderliche Mitwirkung einer anderen Kirchenbe-
hörde nachgeholt wird.

(2) Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Abschluss der
letzten Tatsacheninstanz eines kirchengerichtlichen oder ande-
ren verwaltungsgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden.
(3) Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begründung
oder ist die erforderliche Anhörung eines oder einer Beteilig-
ten vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblieben und ist da-
durch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes ver-
säumt worden, so gilt die Versäumung der Rechtsbehelfsfrist
als nicht verschuldet. Das für die Wiedereinsetzungsfrist nach
§ 19 Absatz 2 maßgebende Ereignis tritt im Zeitpunkt der
Nachholung der unterlassenen Verfahrenshandlung ein.

§ 34
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach § 32
nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil
er unter Verletzung von Vorschriften über das Verfahren, die
Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist,
wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung
in der Sache nicht beeinflusst hat.

§ 35
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1) Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen anderen
Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das gleiche
Ziel gerichtet ist, von der erlassenden Kirchenbehörde in der
geschehenen Verfahrensweise und Form rechtmäßig hätte er-
lassen werden können und wenn die Voraussetzungen für des-
sen Erlass erfüllt sind.
(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den der
fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, der erkennbaren
Absicht der erlassenden Kirchenbehörde widerspräche oder
seine Rechtsfolgen für den Betroffenen oder die Betroffene
ungünstiger wären als die des fehlerhaften Verwaltungsaktes.
Eine Umdeutung ist ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte
Verwaltungsakt nicht zurückgenommen werden dürfte.
(3) Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene Ent-
scheidung ergehen kann, kann nicht in eine Ermessensent-
scheidung umgedeutet werden. 
(4) § 15 ist entsprechend anzuwenden.

§ 36
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung
für die Zukunft oder für die Vergangenheit zurückgenommen
werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen recht-
lich erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünsti-
gender Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkungen
der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden. 
(2) Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige
oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung gewährt
oder hierfür Voraussetzung ist, darf nicht zurückgenommen
werden, soweit der oder die Begünstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und das Vertrauen unter Abwä-
gung mit dem kirchlichen Interesse an einer Rücknahme
schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig,
wenn der oder die Begünstigte gewährte Leistungen ver-

braucht oder eine Vermögensdisposition getroffen hat, die er
oder sie nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen
rückgängig machen kann. Auf Vertrauen kann sich der oder
die Begünstigte nicht berufen, wenn er oder sie
1. den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung

oder Bestechung erwirkt hat,
2. den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in

wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig
 waren,

3. die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

In den Fällen des Satzes 3 wird der Verwaltungsakt in der Re-
gel mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen.
(3) Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter
Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so hat die Kirchenbehörde
dem oder der Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil
auszugleichen, den er oder sie dadurch erleidet, dass er oder
sie auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit
das Vertrauen unter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse
schutzwürdig ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der Vermö-
gensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses
hinaus zu ersetzen, das der oder die Betroffene an dem Be-
stand des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende Vermö-
gensnachteil wird durch die Kirchenbehörde festgesetzt. Der
Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht
werden; die Frist beginnt, sobald die Kirchenbehörde den Be-
troffenen oder die Betroffene auf sie hingewiesen hat. 
(4) Erhält die Kirchenbehörde von Tatsachen Kenntnis, wel-
che die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes
rechtfertigen, so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres
seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt
nicht im Falle des Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 
(5) Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit
des Verwaltungsaktes die nach gliedkirchlichem Recht  zu-
ständige Kirchenbehörde. 

§ 37
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1) Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt
kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder
teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, au-
ßer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen
werden müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzu-
lässig ist.
(2) Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teil-
weise mit Wirkung für die Zukunft nur widerrufen werden,
1. wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen

oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist,
2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist

und der oder die Begünstigte diese nicht oder nicht inner-
halb einer ihm oder ihr gesetzten Frist erfüllt hat,

3. wenn die Kirchenbehörde auf Grund nachträglich einge-
tretener Tatsachen berechtigt wäre, den Verwaltungsakt
nicht zu erlassen, und wenn ohne den Widerruf das kirch-
liche Interesse gefährdet würde,

4. wenn die Kirchenbehörde auf Grund einer geänderten
Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den Verwaltungsakt
nicht zu erlassen, soweit der oder die Begünstigte von der
Vergünstigung noch keinen Gebrauch gemacht oder auf
Grund des Verwaltungsaktes noch keine Leistungen emp-
fangen hat, und wenn ohne den Widerruf das kirchliche
Interesse gefährdet würde,

5. um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse zu ver-
hüten oder zu beseitigen.

§ 36 Absatz 4 gilt entsprechend.
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(3) Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder
laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung zur Erfül-
lung eines bestimmten Zwecks gewährt oder hierfür Voraus-
setzung ist, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden
ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung für die Vergangen-
heit widerrufen werden, 
1. wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbrin-

gung oder nicht mehr für den in dem Verwaltungsakt be-
stimmten Zweck verwendet wird,

2. wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist
und der oder die Begünstigte diese nicht oder nicht inner-
halb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat.

§ 36 Absatz 4 gilt entsprechend.
(4) Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksam-
werden des Widerrufs unwirksam, wenn die Kirchenbehörde
keinen anderen Zeitpunkt bestimmt.
(5) Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des
Verwaltungsaktes die zuständige Kirchenbehörde. Dies gilt
auch dann, wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von
 einer anderen Kirchenbehörde erlassen worden ist.
(6) Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen
des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die Kirchenbe-
hörde den Betroffenen oder die Betroffene auf Antrag für den
Vermögensnachteil zu entschädigen, den dieser oder diese da-
durch erleidet, dass er oder sie auf den Bestand des Verwal-
tungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen schutzwürdig ist.
§ 36 Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

§ 38
Erstattung, Verzinsung

(1) Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergan-
genheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder in-
folge des Eintritts einer auflösenden Bedingung unwirksam
geworden ist, sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten.
Die zu erstattende Leistung ist von der Kirchenbehörde durch
schriftlichen Verwaltungsakt festzusetzen. 
(2) Für den Umfang der Erstattung mit Ausnahme der Verzin-
sung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung
entsprechend. Auf den Wegfall der Bereicherung kann sich
der oder die Begünstigte nicht berufen, soweit er oder sie die
Umstände kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht
kannte, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirk-
samkeit des Verwaltungsaktes geführt haben.
(3) Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der Unwirksam-
keit des Verwaltungsaktes an mit fünf Prozentpunkten über
dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen. Von der Geltendma-
chung des Zinsanspruchs kann insbesondere dann abgesehen
werden, wenn der oder die Begünstigte die Umstände, die zur
Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Ver-
waltungsaktes geführt haben, nicht zu vertreten hat oder die
Verzinsung für ihn oder sie eine unbillige Härte bedeuten
würde und den zu erstattenden Betrag innerhalb der von der
Kirchenbehörde festgesetzten Frist leistet.
(4) Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Auszahlung für
den bestimmten Zweck verwendet, so können für die Zeit bis
zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen nach Absatz 3
Satz 1 verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leis-
tung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel an-
teilig oder vorrangig einzusetzen sind. § 37 Absatz 3 Satz 1
Nr. 1 bleibt unberührt. 

§ 39
Rücknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsverfahren

§ 36 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 bis 4 sowie § 37 Absatz 2
bis 4 und 6 gelten nicht, wenn ein begünstigender Verwal-
tungsakt, der von einem oder einer Dritten angefochten wor-
den ist, während des Vorverfahrens oder während des verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit da-
durch dem Widerspruch oder der Klage abgeholfen wird.

§ 40
Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1) Die Kirchenbehörde hat auf Antrag des Betroffenen oder
der Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung eines un-
anfechtbaren Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn 
1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach-

oder Rechtslage nachträglich zugunsten des oder der Be-
troffenen geändert hat,

2. neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen
oder der Betroffenen günstigere Entscheidung herbeige-
führt haben würden,

3. Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der Zivilpro-
zessordnung gegeben sind.

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der oder die Betroffene
ohne grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das
Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, insbesondere
durch Rechtsbehelf, geltend zu machen.
(3) Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt werden.
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der oder die Betrof-
fene von dem Grund für das Wiederaufgreifen Kenntnis erhal-
ten hat.
(4) Über den Antrag entscheidet die zuständige Kirchenbe-
hörde. Dies gilt auch dann, wenn der Verwaltungsakt, dessen
Aufhebung oder Änderung begehrt wird, von einer anderen
Kirchenbehörde erlassen worden ist.
(5) Die Vorschriften des § 36 Absatz 1 Satz 1 und des § 37
Absatz 1 bleiben unberührt.

§ 41
Rückgabe von Urkunden und Sachen

Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen oder zurück-
genommen oder ist seine Wirksamkeit aus einem anderen
Grund nicht oder nicht mehr gegeben, so kann die Kirchenbe-
hörde die auf Grund dieses Verwaltungsaktes erteilten Urkun-
den oder Sachen, die zum Nachweis der Rechte aus dem Ver-
waltungsakt oder zu deren Ausübung bestimmt sind, zurück-
fordern. Der Inhaber oder die Inhaberin und, sofern er oder
sie nicht der Besitzer oder die Besitzerin ist, auch der Besitzer
oder die Besitzerin dieser Urkunden oder Sachen ist zu ihrer
Herausgabe verpflichtet. Der Inhaber oder die Inhaberin oder
der Besitzer oder die Besitzerin kann jedoch verlangen, dass
ihm oder ihr die Urkunden oder Sachen wieder ausgehändigt
werden, nachdem sie von der Kirchenbehörde als ungültig ge-
kennzeichnet sind; dies gilt nicht bei Sachen, bei denen eine
solche Kennzeichnung nicht oder nicht mit der erforderlichen
Offensichtlichkeit oder Dauerhaftigkeit möglich ist.
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Teil III
Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte

§ 42
Vorverfahren

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit
und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfah-
ren nachzuprüfen. Einer solchen Nachprüfung bedarf es nicht,
wenn dies durch Kirchengesetz bestimmt ist oder wenn der
Abhilfebescheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig
eine Beschwer enthält.
(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend,
wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt
worden ist.

§ 43
Widerspruch

(1) Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Wider-
spruchs.
(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der
Verwaltungsakt dem oder der Beschwerten bekannt gegeben
worden ist, schriftlich bei der Kirchenbehörde zu erheben, die
den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch
Einlegung bei der Kirchenbehörde, die den Widerspruchsbe-
scheid zu erlassen hat, gewahrt.
(3) § 18 gilt entsprechend.

§ 44
Anhörung

Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungsakts im
Widerspruchsverfahren erstmalig mit einer Beschwer verbun-
den, soll der oder die Betroffene vor Erlass des Abhilfebe-
scheids oder des Widerspruchsbescheids gehört werden.

§ 45
Abhilfeentscheidung

Hält die Kirchenbehörde den Widerspruch für begründet, so
hilft sie ihm ab und entscheidet über die Kosten.

§ 46
Widerspruchsbescheid

(1) Hilft die Kirchenbehörde dem Widerspruch nicht ab, so
ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen erlässt die nächst
höhere Kirchenbehörde, soweit nicht durch Kirchengesetz
eine andere Kirchenbehörde bestimmt ist.
(2) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer
Rechtsmittelbelehrung entsprechend § 30 zu versehen und zu-
zustellen. Der Widerspruchsbescheid bestimmt auch, wer die
Kosten trägt.

§ 47
Erstattung von Kosten im Vorverfahren

(1) Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat die Kirchen-
behörde, die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat,
demjenigen oder derjenigen, der oder die Widerspruch erho-
ben hat, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen zu erstatten.

(2) Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, hat  der -
jenige oder diejenige, der oder die den Widerspruch eingelegt
hat, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der Kirchen-
behörde zu erstatten. 
(3) Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils obsiegt,
teils unterliegt, so sind die Kosten verhältnismäßig zu vertei-
len.
(4) Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts oder
 einer Rechtsanwältin oder eines oder einer sonstigen Bevoll-
mächtigten im Vorverfahren sind erstattungsfähig, wenn die
Zuziehung notwendig war.

Teil IV
Öffentlich-rechtlicher Vertrag

§ 48
Zulässigkeit

Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts
kann durch Vertrag begründet, geändert oder aufgehoben wer-
den (öffentlich-rechtlicher Vertrag), soweit Rechtsvorschriften
nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Kirchenbehörde,
anstatt einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag mit demjenigen oder derjenigen schließen,
an den sie sonst den Verwaltungsakt richten würde.

§ 49
Vergleichsvertrag

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48, durch
den eine bei verständiger Würdigung des Sachverhalts oder
der Rechtslage bestehende Ungewissheit durch gegenseitiges
Nachgeben beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen wer-
den, wenn die Kirchenbehörde den Abschluss des Vergleichs
zur Beseitigung der Ungewissheit nach pflichtgemäßem Er-
messen für zweckmäßig hält.

§ 50
Austauschvertrag

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48 Satz
2, in dem sich der Vertragspartner oder die Vertragspartnerin
der Kirchenbehörde zu einer Gegenleistung verpflichtet, kann
geschlossen werden, wenn die Gegenleistung für einen be-
stimmten Zweck im Vertrag vereinbart wird und der Kirchen-
behörde zur Erfüllung ihrer kirchlichen Aufgaben dient. Die
Gegenleistung muss den gesamten Umständen nach angemes-
sen sein und im sachlichen Zusammenhang mit der vertragli-
chen Leistung der Kirchenbehörde stehen.
(2) Besteht auf die Leistung der Kirchenbehörde ein An-
spruch, so kann nur eine solche Gegenleistung vereinbart wer-
den, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes Inhalt einer Neben-
bestimmung nach § 23 sein könnte. 

§ 51
Schriftform

Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu schließen,
soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine andere Form vorge-
schrieben ist.
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§ 52
Zustimmung von Dritten und Behörden

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte eines
Dritten oder einer Dritten eingreift, wird erst wirksam, wenn
der oder die Dritte schriftlich zustimmt. 
(2) Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen Erlass
nach einer Rechtsvorschrift die Genehmigung, die Zustim-
mung oder das Einvernehmen einer anderen kirchlichen Be-
hörde oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes des Bundes erforderlich ist, ein Vertrag geschlos-
sen, so wird dieser erst wirksam, nachdem die andere Behörde
in der vorgeschriebenen Form mitgewirkt hat.

§ 53
Nichtigkeit

(1) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, wenn sich
die Nichtigkeit aus der entsprechenden Anwendung von Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ergibt. 
(2) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48 Satz
2 ist ferner nichtig, wenn 
1. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nichtig

wäre,
2. ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur

wegen eines Verfahrens- oder Formfehlers im Sinne des 
§ 34 rechtswidrig wäre und dies den Vertragschließenden
bekannt war,

3. die Voraussetzungen zum Abschluss eines Vergleichsver-
trags nicht vorlagen und ein Verwaltungsakt mit entspre-
chendem Inhalt nicht nur wegen eines Verfahrens- oder
Formfehlers im Sinne des § 34 rechtswidrig wäre,

4. sich die Kirchenbehörde eine nach § 50 unzulässige Ge-
genleistung versprechen lässt.

(3) Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags, so ist
er im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, dass er
auch ohne den nichtigen Teil geschlossen worden wäre.

§ 54
Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen, 

ergänzende Anwendung von Vorschriften

(1) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Ver-
tragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Abschluss des
Vertrags so wesentlich geändert, dass einer Vertragspartei das
Festhalten an der ursprünglichen vertraglichen Regelung nicht
zuzumuten ist, so kann diese Vertragspartei eine Anpassung
des Vertragsinhalts an die geänderten Verhältnisse verlangen
oder, sofern eine Anpassung nicht möglich oder einer Ver-
tragspartei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kündigen. Die
Kirchenbehörde kann den Vertrag auch kündigen, um schwere
Nachteile für das kirchliche Interesse zu verhüten oder zu be-
seitigen.
(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit nicht
durch kirchliche Rechtsvorschrift eine andere Form vorge-
schrieben ist. Die Kündigung soll begründet werden.
(3) Soweit sich aus den §§ 48 bis 54 Absatz 1 und 2 nichts
Abweichendes ergibt, gelten die übrigen Vorschriften dieses
Kirchengesetzes. Ergänzend gelten die Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

Teil V
Verwaltungszustellung

§ 55
Zustellung

(1) Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsangele-
genheiten von Kirchenbehörden, die nach kirchlichen Rechts-
vorschriften oder kirchenbehördlicher Anordnung zuzustellen
sind, geschieht
1. bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben

oder durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde,
2. bei der Zustellung durch die Kirchenbehörde durch Über-

gabe an den Empfänger oder die Empfängerin; wird die
Annahme des Schriftstückes oder die Unterschrift unter
das Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt das Schrift-
stück im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, wenn
eine Niederschrift über den Vorgang zu den Akten ge-
bracht ist,

3. durch öffentliche Zustellung.
(2) Ein elektronisches Dokument kann elektronisch zugestellt
werden, soweit der Empfänger oder die Empfängerin hierfür
einen Zugang eröffnet hat. Das Dokument ist mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu
versehen. Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit Da-
tum und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an
die Kirchenbehörde zurückzusenden ist.
(3) Die Kirchenbehörde hat die Wahl zwischen den Zustel-
lungsarten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2.

§ 56
Zustellung an gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen

(1) Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Geschäftsfähi-
gen ist an ihre gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen zuzu-
stellen. Gleiches gilt bei Personen, für die ein Betreuer oder
eine Betreuerin bestellt ist, soweit der Aufgabenkreis des Be-
treuers oder der Betreuerin reicht.
(2) Bei kirchlichen Behörden oder Behörden im Sinne des
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes wird an den Leiter
oder die Leiterin der Behörde, bei juristischen Personen, nicht
rechtsfähigen Personenvereinigungen und Zweckvermögen an
ihre gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen zugestellt. 
(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Vertreterinnen
oder Leitern oder Leiterinnen der Kirchenbehörde genügt die
Zustellung an einen oder eine von ihnen.
(4) Der oder die zustellende Bedienstete braucht nicht zu
prüfen, ob die Anschrift den Vorschriften der Absätze 1 bis 3
entspricht.

§ 57
Zustellung an Bevollmächtigte

(1) Zustellungen können an die allgemein oder für bestimmte
Angelegenheiten bestellten Bevollmächtigten gerichtet wer-
den. Sie sind an diese zu richten, wenn er oder sie eine
schriftliche Vollmacht vorgelegt hat. Ist ein Bevollmächtigter
oder eine Bevollmächtigte für mehrere Beteiligte bestellt, so
genügt die Zustellung eines Dokuments an ihn oder sie für
alle Beteiligten.
(2) Einem oder einer Zustellungsbevollmächtigten mehrerer
Beteiligter sind so viele Ausfertigungen oder Abschriften zu-
zustellen, wie Beteiligte vorhanden sind.
(3) Das zuzustellende Schriftstück an kirchliche Behörden
oder Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
des Bundes, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
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fentlichen Rechts, Rechtsanwälte oder Rechtsanwältinnen, Pa-
tentanwälte oder Patentanwältinnen, Notare oder Notarinnen,
Steuerberater oder Steuerberaterinnen, Steuerbevollmächtigte,
Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüferinnen, vereidigte
Buchprüfer oder Buchprüferinnen, Steuerberatungsgesell-
schaften, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Buchprü-
fungsgesellschaften kann auch auf andere Weise, auch elek-
tronisch, gegen Empfangsbekenntnis zugestellt werden. Zum
Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und Unter-
schrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Kirchenbe-
hörde zurückzusenden ist.

§ 58
Heilung von Zustellungsmängeln

Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht
nachweisen oder ist es unter Verletzung zwingender Zustel-
lungsvorschriften zugegangen, gilt es als in dem Zeitpunkt
 zugestellt, in dem es dem oder der Empfangsberechtigten tat-
sächlich zugegangen ist, im Fall des § 57 Absatz 3 in dem
Zeitpunkt, in dem der Empfänger oder die Empfängerin das
Empfangsbekenntnis zurückgesendet hat. 

§ 59
Zustellung im Ausland

(1) Hält sich der Empfänger oder die Empfängerin im Aus-
land auf und hat er oder sie keinen bekannten Aufenthaltsort
im Inland oder keinen Empfangsbevollmächtigten oder keine
Empfangsbevollmächtigte nach § 8, ist das zuzustellende
Schriftstück im Ausland zuzustellen, sofern eine Anschrift be-
kannt ist, an die zugestellt werden kann.
(2) Eine Zustellung im Ausland erfolgt 
1. durch Einschreiben mit Rückschein, soweit die Zustel-

lung von Dokumenten unmittelbar durch die Post oder
2. durch Übermittlung elektronischer Dokumente nach § 2,

soweit dies völkerrechtlich zulässig ist.
(3) Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rückschein
oder das Empfangsbekenntnis nach § 57 Absatz 3 Satz 2. 
(4) Die Kirchenbehörde kann bei der Zustellung nach Ab-
satz 2 anordnen, dass die Person, an die zugestellt werden
soll, innerhalb einer angemessenen Frist einen Zustellungsbe-
vollmächtigten oder eine Zustellungsbevollmächtigte benennt,
der oder die im Inland wohnt oder dort einen Geschäftsraum
hat. Wird kein Zustellungsbevollmächtigter oder keine Zustel-
lungsbevollmächtigte benannt, können spätere Zustellungen
bis zur nachträglichen Benennung dadurch bewirkt werden,
dass das Dokument unter der Anschrift der Person, an die zu-
gestellt werden soll, zur Post aufgegeben wird. Das Dokument
gilt am siebten Tag nach Aufgabe zur Post als zugestellt,
wenn nicht feststeht, dass es den Empfänger oder die Empfän-
gerin nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. Die
Kirchenbehörde kann eine längere Frist bestimmen. In der
Anordnung nach Satz 1 ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen.
Zum Nachweis der Zustellung ist in den Akten zu vermerken,
zu welcher Zeit und unter welcher Anschrift das Dokument
zur Post gegeben wurde.

§ 60
Öffentliche Zustellung

(1) Die Zustellung kann durch öffentliche Bekanntmachung
erfolgen, wenn 
1. der Aufenthaltsort des Empfängers oder der Empfängerin

unbekannt ist und eine Zustellung an

einen Vertreter oder eine Vertreterin oder einen Zustel-
lungsbevollmächtigten oder eine
Zustellungsbevollmächtigte nicht möglich ist oder

2. sie im Falle des § 59 nicht möglich ist oder keinen Er-
folg verspricht.

Die Anordnung über die öffentliche Zustellung trifft die Kir-
chenbehörde, die das Verwaltungsverfahren betreibt.
(2) Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Bekanntmachung
einer Benachrichtigung an der Stelle, die von der obersten
Kirchenbehörde hierfür allgemein bestimmt ist. Die Benach-
richtigung muss
1. die Kirchenbehörde, für die zugestellt wird,
2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zustel-

lungsadressaten oder der
Zustellungsadressatin,

3. das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments sowie
4. die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden kann
erkennen lassen. Die Benachrichtigung muss den Hinweis
enthalten, dass das Dokument öffentlich zugestellt wird und
Fristen in Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf
Rechtsverluste drohen können. Bei der Zustellung einer La-
dung muss die Benachrichtigung den Hinweis enthalten, dass
das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, dessen
Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben kann. In den
Akten ist zu vermerken, wann und wie die Benachrichtigung
bekannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als zugestellt,
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichti-
gung zwei Wochen vergangen sind.

Teil VI
Schlussvorschriften

§ 61
Überleitung von Verfahren

Bereits begonnene Verfahren sind nach den Vorschriften die-
ses Kirchengesetzes zu Ende zu führen.

§ 62
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland am 1. Januar 2010 in Kraft. 
(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die jeweilige
Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kraft, nachdem diese oder dieser die Zustimmung
erklärt hat. Die Zustimmung ist jederzeit möglich. Den Zeit-
punkt, zu dem dieses Kirchengesetz in den jeweiligen Glied-
kirchen oder dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland durch Verordnung.

§ 63
Außerkrafttreten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich au-
ßer Kraft setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu wel-
chem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getre-
ten ist.
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Ordnung des Konventes 
der Krankenhausseelsorgerinnen und 

Krankenhausseelsorger 
in der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland

Vom 13. September 2010

Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Ab-
satz 2 Nummer 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM
– KVerfEKM, ABl. S. 183) die folgende Ordnung des Kon-
ventes der Krankenhausseelsorgerinnen und Krankenhausseel-
sorger in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(EKM) beschlossen.

§ 1 
Zielsetzung

Ziel des Konventes der Krankenhausseelsorgerinnen und
Krankenhausseelsorger in der EKM ist es, die Krankenhaus-
seelsorge in ihrer Qualität und Ausrichtung auf Dauer zu si-
chern und das gemeinsame Gespräch, Gebet und den geistli-
chen Austausch als Glaubens- und Dienstgemeinschaft zu för-
dern.

§ 2 
Mitglieder 

Mitglieder des Konventes sind alle Krankenhausseelsorgerin-
nen und Krankenhausseelsorger, die mindestens mit einem
Dienstauftrag von 25 Prozent eines vollen Dienstumfangs in
Krankenhäusern, Rehabilitationskliniken oder Alten-, Pflege-
und Hospizeinrichtungen mit kirchlichem Auftrag tätig sind.

§ 3 
Aufgaben des Konventes 

Der Konvent der Krankenhausseelsorgerinnen und Kranken-
hausseelsorger nimmt folgende Aufgaben wahr:
1. Er vertritt die Interessen der Krankenhausseelsorge ge-

genüber Landeskirche, Landeskirchenamt, Kirchenkreisen
und Diakonie.

2. Er fördert die Begegnung und den fachlichen Austausch
zwischen den Krankenhausseelsorgerinnen und Kranken-
hausseelsorgern und bietet Raum für die Analyse von
Problemen und die Suche nach Lösungen.

3. Er organisiert interne Fortbildungen, bei denen aufgaben-
und berufsspezifische Fragestellungen der Krankenhaus-
seelsorge im Mittelpunkt stehen.

4. Er unterstützt seine Mitglieder in Konfliktsituationen ge-
genüber dem Landeskirchenamt, dem Kirchenkreis und
den Anstellungsträgern.

§ 4 
Gesamtkonvent

(1) Der Gesamtkonvent ist das Gremium, in dem alle Kran-
kenhausseelsorgerinnen und Krankenhausseelsorger der EKM
vertreten sind. 
(2) Der Gesamtkonvent trifft sich jährlich zwei Mal im Rah-
men eines Fachtages und eines Klausurkonventes. Die Verant-

wortung für die Gestaltung dieser Treffen liegt alternierend
bei den Regionalkonventen.
(3) Der Gesamtkonvent kann die Bildung und Auflösung von
Arbeitsgruppen beschließen (zum Beispiel AG Psychiatrie-
Seelsorge, AG Seelsorge in der Palliativ- und Hospizversor-
gung, AG Stillgeborene...).

§ 5
Gesamtkonventsleitung

(1) Die Gesamtkonventsleitung setzt sich aus den Leitungen
der Regionalkonvente zusammen.
(2) Die Gesamtkonventsleitung trifft sich nach Bedarf zwi-
schen den Tagungen des Gesamtkonventes. Die Leiterin oder
der Leiter des zuständigen Fachreferats im Landeskirchenamt
wird zu diesen Sitzungen eingeladen.
(3) Die Gesamtkonventsleitung vertritt die Anliegen der
Krankenhausseelsorge in der EKM gegenüber den kirchenlei-
tenden Gremien. Sie ist Ansprechpartnerin für das Landeskir-
chenamt und das zuständige Referat.
(4) Die Gesamtkonventsleitung benennt aus ihrer Mitte:
1. eine Sprecherin oder einen Sprecher, 
2. eine Finanzverantwortliche oder einen Finanzverantwort-

lichen,
3. eine Vertreterin oder einen Vertreter für die Konferenz für

Krankenhausseelsorge in der EKD,
4. eine Vertreterin oder einen Vertreter für den Seelsorgebei-

rat und deren beziehungsweise dessen Stellvertretung.
(5) Aufgabe der Gesamtkonventsleitung ist es, die Arbeit des
Gesamtkonventes zu organisieren und die inhaltliche Arbeit
des Gesamtkonventes vorzubereiten. Sie ist für die Erledigung
der Arbeitsaufträge aus dem Gesamtkonvent verantwortlich
und nimmt die Arbeitsergebnisse der Arbeitsgruppen entge-
gen.
(6) Die Gesamtkonventsleitung oder von ihr bestimmte Ver-
treter nehmen beratend an den Stellenbesetzungsverfahren in
der Klinikseelsorge teil.
(7) Die Gesamtkonventsleitung ist verantwortlich für den In-
formationsfluss zwischen Konventsmitgliedern und dem zu-
ständigen Fachreferat des Landeskirchenamtes.

§ 6
Regionalkonvente

(1) Der Gesamtkonvent untergliedert sich in drei Regional-
konvente der Regionen Nord, West und Ost. Die territoriale
Aufteilung bestimmt der Gesamtkonvent.
(2) Die Regionalkonvente kommen in der Regel drei Mal
jährlich zusammen.
(3) Die Regionalkonvente wählen aus ihrer Mitte jeweils eine
Regionalkonventsleitung, die aus zwei Personen besteht. Die
Wahlperiode beträgt vier Jahre. Die beiden Leitungsmitglieder
sollen im Abstand von zwei Jahren gewählt werden. 
(4) In den Regionalkonventen arbeiten die Krankenhausseel-
sorgerinnen und Krankenhausseelsorger der jeweiligen Regio-
nen interessen-, problem- und regionalorientiert. Die Regio-
nalkonvente beteiligen sich an den Diskussionen um die Auf-
gaben und Inhalte der Krankenhausseelsorge in ihren Regio-
nen beziehungsweise versuchen, diese Diskussionen in Gang
zu bringen und  zu halten. Sie können zu spezifischen Frage-
stellungen ihrer Regionen Stellungnahmen abgeben und Ent-
schließungen verabschieden. Entschließungen sind mit der
Gesamtkonventsleitung abzustimmen.
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§ 7
Arbeitsgruppen

(1) Der Gesamtkonvent setzt Arbeitsgruppen ein, die Aufga-
ben erledigen sollen, die durch den Gesamtkonvent oder die
Gesamtkonventsleitung nicht erfüllt werden können. Es kön-
nen ständige und zeitlich begrenzte Arbeitsgruppen gebildet
werden.
(2) Die Arbeitsgruppe bestimmt aus ihrer Mitte jeweils eine
Sprecherin oder einen Sprecher, die beziehungsweise der für
die Gesamtkonventsleitung und interessierte Kollegen An-
sprechpartner sein soll.
(3) Die Arbeitsgruppen organisieren ihre Arbeit selbständig.
Sie berichten der Gesamtskonventsleitung regelmäßig über
ihre Arbeit. 

§ 8
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2010 in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung des Dienstes der Kran-
kenhausseelsorge in der Kirchenprovinz Sachsen (Kranken-
haus-Seelsorgeordnung) vom 28. Februar 1992 (ABl. EKKPS
S. 41) außer Kraft.

Magdeburg, den 13. September 2010
(5710-01)

Das Landeskirchenamt Brigitte Andrae
der Evangelischen Kirche Präsidentin
in Mitteldeutschland

Ordnung für das Evangelische Zentrum 
Kloster Drübeck

Vom 14. Dezember 2010

Das Kollegium des Landeskirchenamtes der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 63 Ab-
satz 2 Nummer 1 der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland vom 5. Juli 2008 (Kirchenverfassung EKM
– KVerfEKM, ABl. S. 183) die folgende Ordnung für das
Evangelische Zentrum Kloster Drübeck beschlossen:

Präambel

Das Evangelische Zentrum Kloster Drübeck (Zentrum) ist
eine rechtlich unselbständige Einrichtung der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland (EKM). Im Zentrum arbeiten die
folgenden unselbständigen Einrichtungen der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland zusammen:
1. das Pädagogisch-Theologische Institut (PTI),
2. das Pastoralkolleg,
3. das „Haus der Stille“,
4. das Medienzentrum.
Aufgabe des Zentrums ist es, den Einrichtungen eine geeig-
nete Arbeitsstätte zu bieten, ihnen Dienstleistungen anzubie-
ten und mit ihnen Kloster Drübeck zu einem geistlichen Ort
mit Möglichkeiten für Begegnungen, Bildung, Einkehr und
Meditation zu entwickeln.

§ 1
Zentrum und Einrichtungen

Das Zentrum verwaltet sich selbst und arbeitet im Rahmen
der gegebenen Ordnungen eigenständig. Die Einrichtungen
sind Nutzer des Zentrums; das Nutzungsverhältnis wird durch
eine besondere Geschäftsordnung geregelt.

§ 2
Grundstücke

Hinsichtlich der Nutzung der verschiedenen für den Betrieb
des Zentrums erforderlichen Grundstücke, die nicht im Eigen-
tum der EKM stehen, werden gesonderte Nutzungsvereinba-
rungen getroffen.

§ 3
Verwaltungsrat

(1) Für das Zentrum wird ein Verwaltungsrat gebildet. Dieser
besteht aus drei Mitgliedern, darunter der Vorsitzende und der
stellvertretende Vorsitzende. 
(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden vom Landes-
kirchenamt berufen, das auch den Vorsitzenden und den stell-
vertretenden Vorsitzenden bestimmt. 
(3) Zu den Sitzungen des Verwaltungsrates werden der Vor-
sitzende der Hauskonferenz und der Geschäftsführer des Zen-
trums eingeladen. Sie haben kein Stimmrecht.

§ 4
Aufgaben des Verwaltungsrates

Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er vertritt das Zentrum nach außen, soweit die Vertretung

nicht dem Geschäftsführer (§ 5) übertragen ist. 
2. Er führt die Aufsicht über die Arbeit des Zentrums und

sorgt dafür, dass dieses seine Aufgaben erfüllt. Er ist ins-
besondere für die Profilierung des Zentrums sowie für
Personalfragen verantwortlich.

3. Er bestellt den Geschäftsführer des Zentrums und führt
über ihn die Aufsicht; die Anstellung des weiteren Ver-
waltungspersonals obliegt dem Geschäftsführer im Rah-
men des Stellenplanes des Zentrums und nach Maßgabe
der Geschäftsordnung. Anstellungsträger ist die Evangeli-
sche Kirche in Mitteldeutschland.

4. Er beschließt den Haushalt des Zentrums. Der Haushalt
bedarf der Genehmigung des Landeskirchenamtes.

5. Er nimmt die Jahresrechnung ab und erteilt dem Ge-
schäftsführer Entlastung. 

6. Er entscheidet bei Meinungsverschiedenheiten zwischen
dem Geschäftsführer des Zentrums und den Einrichtun-
gen, insbesondere in Fragen der Nutzung des Zentrums.

§ 5
Geschäftsleitung

(1) Die Geschäftsleitung des Zentrums obliegt einem theolo-
gisch-pädagogischen Geschäftsführer, der durch den Verwal-
tungsrat bestellt wird. Vor der Bestellung des Geschäftsführers
sind die Einrichtungen zu hören. 
(2) Der Geschäftsführer hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er ist verantwortlich für die Gestaltung des geistlichen

Profils des Zentrums.
2. Er ist verantwortlich für die Verwaltung und den Betrieb
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des Zentrums; dazu gehört die Koordination und organi-
satorische Absicherung der Tagungen und Veranstaltun-
gen der Einrichtungen, die Durchführung der für die Ein-
richtungen vereinbarungsgemäß übernommenen Verwal-
tungsaufgaben und die Nutzung des Zentrums durch
Dritte.

3. Er führt die Dienstaufsicht über das für den Betrieb des
Zentrums eingestellte Personal. 

4. Er ist dem Verwaltungsrat verantwortlich und legt diesem
den Jahresbericht sowie die Jahresrechnung vor. 

5. Er verantwortet die Vorbereitung und die Durchführung
der Beschlüsse des Verwaltungsrates.

(3) Einzelheiten der Geschäftsführung sind in der Geschäfts-
ordnung des Zentrums geregelt.

§ 6
Hauskonferenz

(1) Die Hauskonferenz hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Sie koordiniert die Tätigkeiten der Einrichtungen und

stimmt die Abläufe im Zentrum aufeinander ab.
2. Sie entscheidet über die Regelung gemeinsamer Angele-

genheiten, soweit dies nicht dem Verwaltungsrat oder
dem Geschäftsführer obliegt. 

3. Sie übernimmt Mitverantwortung für das inhaltliche Ge-
samtprofil des Zentrums.

(2) Der Hauskonferenz gehören an:
1. der Direktor des PTI, 
2. der Leiter des Pastoralkollegs, 
3. der Leiter des „Hauses der Stille“, 
4. der Leiter des Medienzentrums sowie 
5. der Geschäftsführer des Zentrums.
(3) Mitglieder der Hauskonferenz, die ihren Arbeitsort nicht
in Drübeck haben, können einen Vertreter für die Hauskonfe-
renz benennen.
(4) Die Hauskonferenz wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzen-
den und dessen Stellvertreter. Die Amtszeit beträgt zwei
Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Der Vorsitzende ist für die
Vorbereitung und die Umsetzung der Beschlüsse der Haus-
konferenz verantwortlich.

§ 7
Geschäfts- und Benutzerordnungen

Geschäfts- und Benutzerordnungen für den Betrieb des Zen-
trums erlässt der Verwaltungsrat.

§ 8
Beteiligung anderer Kirchen

Die Beteiligung der Evangelischen Landeskirche Anhalts und
anderer Kirchen am Zentrum oder seinen einzelnen Einrich-
tungen wird durch besondere Vereinbarung geregelt.

§ 9
Gleichstellungsklausel

Personen-, Funktions- und Amtsbezeichnungen in dieser Ord-
nung gelten für Frauen und Männer in gleicher Weise.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Statut für das Evangelische Zentrum
Kloster Drübeck vom 5. Dezember 2003 (ABl. EKKPS 2004
S. 13) außer Kraft.

Magdeburg, den 14. Dezember 2010
(4561-1.3)

Das Landeskirchenamt Brigitte Andrae
der Evangelischen Kirche Präsidentin
in Mitteldeutschland 

B. PERSONALNACHRICHTEN

____________________

C. STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Bewerbungsfrist:
Wir bitten, die Bewerbungsfrist zu beachten. Sie läuft von der
Veröffentlichung an bis zum Ende des Folgemonats.
Bewerbungsweg:
Alle Bewerbungen sind an das Landeskirchenamt der EKM
(Referat Personaleinsatz Eisenach beziehungsweise Referat
Personaleinsatz Magdeburg) einzureichen.
Bewerbungsunterlagen:
Die Bewerbungen sind formlos unter Beifügung eines Le-
benslaufes und mit einer Begründung (unter eventueller Aus-
führung zu bisherigen oder geplanten Schwerpunkten in der
Arbeit) einzureichen.
Bewerbungen von Pfarrerinnen und Pfarrern, die noch nicht
fünf Jahre Inhaber einer Pfarrstelle sind, können in begründe-
ten Fällen vom Landeskirchenamt auf Antrag zugelassen wer-
den.

Ausgeschrieben bzw. nochmals ausgeschrieben werden
 folgende Stellen:
1. I. Kreisschulpfarrstelle des Kirchenkreises Haldensleben-

Wolmirstedt für den Bereich Wolmirstedt
2. II. Kreisschulpfarrstelle des Kirchenkreises Haldensleben-

Wolmirstedt
3. Pfarrstelle Bad Frankenhausen I
4. Pfarrstelle Gotha I 
5. Pfarrstelle Sondershausen-Stockhausen
6. Pfarrstelle Ilfeld

Zu 1.: 
I. Kreisschulpfarrstelle des Kirchenkreises Haldensleben-
Wolmirstedt für den Bereich Wolmirstedt
Stellenumfang: 100 Prozent
Besetzung zum 1. August 2011
Die Stelle wird befristet für die Dauer von sechs Jahren be-
setzt.
Besetzung durch den Kreiskirchenrat

Der Kirchenkreis Haldensleben-Wolmirstedt schreibt zum 
1. August 2011 (ggf. auch früher) die I. Kreisschulpfarrstelle
aus.
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Der Unterrichtseinsatz erfolgt vorrangig am Gymnasium,
kann aber auch Grund- und Sekundarschule umfassen.
Bewerbungen von bewerbungsfähigen Pfarrerinnen und Pfar-
rern sowie ordinierten Gemeindepädagoginnen/Gemeindepä-
dagogen (Unterrichtsbefähigung für gymnasiale Oberstufe
sollte vorhanden sein) werden berücksichtigt.

Zu den Aufgabengebieten zählen:
– die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht in

drei Schulformen
– Impulse für geistliches Leben im Schulalltag durch

Schulandachten und -gottesdienste
– Projektbezogene Kontakte in die Gemeinden des Kirchen-

kreises
– bei Wahrnehmung eines Predigtauftrags

Erwartungen an die Bewerberinnen und Bewerber:
– Wir erwarten, dass schulseelsorgerliche Prozesse begleitet

werden.
– pädagogische und seelsorgerliche Qualifikation, ggf. kann

eine begleitende Schulseelsorgeausbildung vereinbart
werden

– Interesse an der Verbindung gemeindlicher und schuli-
scher Bildungsarbeit

– Führerschein und eigenes Fahrzeug

Dienstsitz ist Wolmirstedt.

Weitere Auskünfte erteilen:
• Superintendent Uwe Jauch, 

suptur.hdl-wms@web.de, Tel.: 039201 21421
• Schulbeauftragte Annette von Biela, 

annette.von.biela@ekmd.de, Tel.: 0391 5346187

Zu 2.:
II. Kreisschulpfarrstelle des Kirchenkreises Haldensleben-
Wolmirstedt
Stellenumfang 100 Prozent
Besetzung zum 1. August 2011 
Die Stelle wird befristet für die Dauer von sechs Jahren
 besetzt.
Besetzung durch den Kreiskirchenrat

Der Kirchenkreis Haldensleben-Wolmirstedt schreibt zum 
1. August 2011 (gegebenenfalls auch früher) die II. Kreis-
schulpfarrstelle für den Bereich Haldensleben-Weferlingen
aus. 

Der Unterrichtseinsatz erfolgt vorrangig am Gymnasium,
kann aber auch Grund- und Sekundarschule umfassen.
Bewerbungen von bewerbungsfähigen Pfarrerinnen und Pfar-
rern sowie ordinierten Gemeindepädagoginnen/Gemeindepä-
dagogen (Unterrichtsbefähigung für gymnasiale Oberstufe
sollte vorhanden sein) werden berücksichtigt.

Zu den Aufgabengebieten zählen:
– die Erteilung von evangelischem Religionsunterricht in

drei Schulformen
– Impulse für geistliches Leben im Schulalltag durch

Schulandachten und -gottesdienste
– Projektbezogene Kontakte in die Gemeinden des Kirchen-

kreises
– bei Wahrnehmung eines Predigtauftrags

Erwartungen an die Bewerberinnen und Bewerber:
– Wir erwarten, dass schulseelsorgerliche Prozesse begleitet

werden.

– pädagogische und seelsorgerliche Qualifikation, gegebe-
nenfalls kann eine begleitende Schulseelsorgeausbildung
vereinbart werden

– Interesse an der Verbindung gemeindlicher und schuli-
scher Bildungsarbeit

– Führerschein und eigenes Fahrzeug

Dienstsitz ist Haldensleben.

Weitere Auskünfte erteilen:
• Superintendent Uwe Jauch, 

suptur.hdl-wms@web.de, Tel.: 039201 21421
• Schulbeauftragte Annette von Biela, 

annette.von.biela@ekmd.de, Tel.: 0391 5346187

Zu 3.:
Pfarrstelle Bad Frankenhausen I
Kirchenkreis Bad Frankenhausen-Sondershausen
Propstsprengel: Eisenach-Erfurt
Stellenumfang: 100 Prozent
Dienstsitz: Bad Frankenhausen
Dienstwohnung: vorhanden
Gemeindeglieder: 748
Dienstbeginn: baldmöglichst
Wahlrecht der Kirchengemeinde

Zum Pfarramtsbereich gehört die Kirchengemeinde Bad Fran-
kenhausen. Im Pfarramtsbereich II werden Dienste gemäß
 einer Vereinbarung zwischen allen Gemeindekirchenräten von
der Pfarrstelleninhaberin/dem Pfarrstelleninhaber mit wahrge-
nommen. Mit den Kirchengemeinden der Pfarramtsbereiche
Bad Frankenhausen II, Ringleben und Oldisleben wird 2011
ein Kirchengemeindeverband gegründet. 

Bad Frankenhausen (ohne eingemeindete Ortsteile ca. 7 150
Einwohner) ist als Sole-Heilbad staatlich anerkannter Kurort
am Kyffhäuser (Thüringen) in einer reizvollen Landschaft mit
vielen kulturellen und touristischen Angeboten im Ort und in
der näheren Umgebung. Im Ort befinden sich eine große
Reha-Klinik, Mutter-Kind-Klinik, Krankenhaus, Zentrum für
ambulante Therapien und drei Seniorenheime. Alle allgemein-
bildenden Schularten und eine Außenstelle der Musikschule
sind vorhanden. Bad Frankenhausen ist Bundeswehrstandort.

Kirchen und Gebäude:
Die Unterkirche, ehemals Residenzkirche mit ca. 1 000 Plät-
zen und einer kostbaren, dreimanualigen Orgel von Julius
Strobel, wird zur Zeit umfangreich saniert. Ein Gemeindesaal
mit ca. 90 Plätzen und Orgelpositiv wird im Winter für die
Gottesdienste genutzt. Weitere Räume in ihr werden für die
Arbeit von Gruppen und Kreisen genutzt.
Die St. Petri-Kirche (Altstädter Kirche, ältestes Gebäude der
Stadt) mit alten Fresken ist in einem guten Zustand.
Die Ruine der entwidmeten Oberkirche mit dem schiefsten
Turm Deutschlands wird von der Kirchgemeinde nicht mehr
genutzt.
Für die Erhaltung aller Gebäude und der Großen Strobel-
 Orgel setzen sich entsprechende Fördervereine mit ein.

Gemeindeleben:
Gottesdienste finden wöchentlich statt (Unterkirche), im Som-
merhalbjahr wird auch die St. Petri-Kirche mit genutzt.
Einen Schwerpunkt unter den sonstigen Gemeindeveranstal-
tungen bildet die Kirchenmusik mit den jährlichen Sommer-
musiken und der Pflege ihrer reichhaltigen Traditionen (u. a.
Kantor Bischoff als Begründer der Deutschen Musikfeste).
Der Jungseniorenkreis bereichert auf verschiedenartigste
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Weise das Gemeindeleben. Ein Besuchsdienstkreis unterstützt
den Stelleninhaber bei Geburtstagsbesuchen. Punktuell bzw.
projektmäßig wird die Zusammenarbeit mit dem Gymnasium
und den Kindergärten gepflegt.

Mitarbeiter im Bereich:
Die Kantorei wird geleitet von einer A-Kantorin (zuständig
für die Region Bad Frankenhausen/Oldisleben/Bendeleben
mit Schwerpunkt Bad Frankenhausen). Ein hauptamtlicher Ju-
gendwart auf der Kirchenkreisebene (Ostregion) gestaltet mit
weiteren Ehrenamtlichen Projekte in der Kinder- und Jugend-
arbeit.
Eine ehrenamtliche Organistin und zwei Lektoren helfen im
Verkündigungsdienst mit.
Der Gemeindekirchenrat umfasst zur Zeit fünf Kirchenälteste.

Amtshandlungen:
2006 2007 2008 2009 2010

Taufen 3 6 5 4 6
Konfirmationen – 5 1 1 1
Trauungen 1 1 1 2 1
Beerdigungen 17 9 10 13 7

Pfarrhaus:
Das Pfarrhaus befindet sich in Bad Frankenhausen (3 Minuten
zur Unterkirche). Es hat eine erdgasbetriebene Zentralhei-
zung. Im Erdgeschoss befinden sich die Diensträume, in der
ersten und zweiten Etage die Pfarrwohnung mit fünf Zim-
mern, Küche und Bad mit WC. Eine Garage und ein kleiner
Garten grenzen an.

Erwartungen des Gemeindekirchenrats:
Der Gemeindekirchenrat wünscht sich eine/n kontaktfreu-
dige/n, aufgeschlossene/n und teamfähige/n Pfarrerin/Pfarrer
mit guten organisatorischen Fähigkeiten, die/der auf die Men-
schen in dieser wenig kirchlichen Umgebung zugehen kann,
die/der neue Ideen in die Gottesdienste und die Gemeindear-
beit einbringt und fähig ist zu missionarischem Gemeindeauf-
bau. Wir erwarten die Bereitschaft zum Besuchsdienst und zu
seelsorgerlicher Arbeit in der Gemeinde, im Krankenhaus, in
den Kureinrichtungen und bei Bedarf auch für die Soldaten.
Ein engagierter Einsatz bei den über die nächsten Jahre lau-
fenden Sanierungsarbeiten an der Unterkirche ist unumgäng-
lich.
Die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter/innen freuen sich
auf eine partnerschaftliche Zusammenarbeit zum Wohl der
Gemeinde.

Weitere Auskünfte erteilen:
• Superintendent Roland Voigt, Bad Frankenhausen, 

Tel.: 034671 62614
• Vorsitzender des Gemeinekirchenrates Peter Zimmer, 

Bad Frankenhausen, Tel.: 034671 77392

Zu 4.:
Pfarrstelle Gotha I (Augustinerkirche):
Kirchenkreis Gotha
Propstsprengel Westthüringen
Stellenumfang: 100 Prozent
auch Besetzung durch ein Ehepaar möglich
Gemeindeglieder: Kirchengemeinde Gotha 6 500 / Pfarrbezirk
Augustin 1 650
Dienstsitz: Gotha
Dienstwohnung: vorhanden
Besetzung durch das Landeskirchenamt

Allgemeine Angaben zur Gemeindesituation:
Die Evangelisch-Lutherische Kirchengemeinde Gotha umfasst
fünf Pfarrbezirke, die durch Gemeindebeiräte geleitet werden.
Fünf Pfarrerinnen und Pfarrer, zwei Kirchenmusiker und eine
Gemeindepädagogin verantworten gemeinsam mit vielen eh-
renamtlichen Mitarbeitenden im Ältesten- und Lektorenamt
den Verkündigungsdienst in den Kirchen der Stadt Gotha.
Das Leben der Stadtgemeinde wird durch zwei Kindertages-
stätten in gemeindeeigener Trägerschaft und zwei evangeli-
sche Schulen bereichert. Die Zusammenarbeit mit den zahlrei-
chen diakonischen Einrichtungen am Ort ist eng.

Gotha liegt in der Mitte zwischen Eisenach und Erfurt am
nördlichen Rand des Thüringer Waldes und ist durch ICE-
Haltepunkt und die A 4 verkehrstechnisch gut angebunden.
Als ehemalige Residenzstadt bietet Gotha mit seinem erhalte-
nen Altstadtkern ein historisch interessantes Umfeld und eine
kulturelle Vielfalt. Alle Schulformen sind am Ort, unter ande-
rem eine reformpädagogisch arbeitende Evangelische Grund-
schule und eine Evangelische Regelschule (im Aufbau, zur
Zeit bis 8. Klasse) gleicher Prägung. Die Kirchengemeinde ist
Trägerin zweier Kindereinrichtungen.
Als Wohnung bietet die Kirchengemeinde ein renoviertes Ein-
familienhaus mit sieben Zimmern, Küche und Bad (Gesamt-
fläche 158 m²) in der Nähe der Kirche im verkehrsgünstigen,
aber ruhigen Innenstadtbereich an. Das Amtszimmer befindet
sich im Haus, vom Wohnbereich getrennt. Die Gemeindear-
beit findet im Gemeindehaus statt. Zum 600 m² großen
Grundstück gehören ein kleiner Hof, ein Garten, Nebengelass
und eine Garage.

Die Pfarrstelle Gotha I ist der Augustinergemeinde, in welcher
auch der Superintendent seinen 25-prozentigen Dienstauftrag
hat, zugeordnet. Die Predigtstätte ist die Augustinerkirche, die
mit dem Myconiushaus (Gemeinderäume und Küsterei der
Augustinergemeinde) und dem gerade umfangreich sanierten
und umgebauten Augustinerkloster (in Verantwortung der
Stadtgemeinde) verbunden ist. 
In der Augustinergemeinde bestehen folgende Kreise: Kinder-
kirche, Augustinerkantorei, Handglockenchor, zwei Ge-
sprächskreise, Seniorenkreis. Darüber hinaus sind hier der
 Posaunenchor und der Bachchor (Oratorienchor) zu Hause,
deren Tätigkeit sich auf die ganze Stadt bezieht.
Die Begleitung der Konfirmandengruppen wird in Koopera-
tion mit den anderen Pfarrerinnen und Pfarrern der Stadtge-
meinde organisiert. Die Junge Gemeinde wird von einem
 Jugendwart geleitet.
Die Erteilung von bis zu vier Wochenstunden Religionsunter-
richt gehört zum Dienstauftrag. Für Pfarrehepaare besteht die
Möglichkeit, durch Erhöhung der Wochenstundenzahl den
Stellenumfang zu erhöhen. 
Die Bereitschaft zur Wahrnehmung geschäftsführender Aufga-
ben in der Kirchengemeinde Gotha wird erwartet.

Amtshandlungen in der Augustinergemeinde/der Kirchenge-
meinde Gotha:

Taufen Konfirmanden Trauungen Bestattungen
2008
Augustin 16 8 1 26
KG Gotha 67 38 8 102

2009
Augustin 13 6 4 19
KG Gotha 55 37 14 95

2010
Augustin 13 3 6 19
KG Gotha 59 29 15 73
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Unsere Erwartungen an Sie: 
Wir suchen Sie, eine in Gemeindearbeit, Seelsorge und nach
Möglichkeit auch Geschäftsführung erfahrene und mit den
Gegebenheiten unserer Landeskirche vertraute Pfarrerin, einen
Pfarrer oder ein Pfarrehepaar. Ihre theologisch fundierte und
lebensnahe Verkündigung sowie Ihre liturgische und seelsor-
gerliche Präsenz prägt Ihr gemeinsames Leben mit uns. Inspi-
rierende Predigten dürfen Ihr Markenzeichen sein. Sie begeg-
nen dem Bestehenden mit Wertschätzung und bringen die
 Fähigkeit mit, neue Konzepte und Arbeitsformen kollegial mit
Haupt- und Ehrenamtlichen zu entwickeln. Insbesondere er-
hoffen wir uns mit Ihnen neue Impulse für die Generation der
20–40-jährigen sowie ein verstärktes Bemühen, binnenkirchli-
che Grenzen zu überschreiten, Kirchenmitglieder, die bisher
nicht erreicht wurden, anzusprechen und in der nichtkirchli-
chen Öffentlichkeit deutlicher wahrgenommen zu werden.
Die weitere Profilierung des 750 Jahre alten Augustinerklos-
ters mit Herberge, Café, Diakonie, Verwaltungsräumen des
Kirchenkreises, Bibliothek, Gemeinde- und Tagungsräumen
zu einem geistlichen Zentrum für Stadt und Region ist eine
der wichtigen Herausforderungen der ausgeschriebenen Stelle.
Bei der Arbeit mit den hauptamtlichen und vielen ehrenamtli-
chen Mitarbeitenden sind Ihre Kommunikations-, Integrati-
ons- und Teamfähigkeit notwendig. Engagierte Gemeindeglie-
der im Gemeindekirchenrat und im Augustinerkapitel, dem
Gemeindebeirat der Augustinergemeinde, freuen sich auf die
Zusammenarbeit mit Ihnen. 
Ihr Dienstantritt soll baldmöglichst erfolgen. 

Weitere Informationen erhalten Sie von:
• Superintendent Michael Lehmann, Myconiusplatz 2,

99867 Gotha, Tel. 03621 302926, 
Mail: lehmann@kirchengemeinde-gotha.de

• dem Gemeindekirchenratesvorsitzenden, 
Herrn Wulf Ehlers, Waltershäuser Straße 88, 
99867 Gotha, Tel. 03621 706232, 
Mail: wulf.ehlers@gmx.de

Zu 5.:
Pfarrstelle Sondershausen-Stockhausen
Kirchenkreis Bad Frankenhausen-Sondershausen
Propstsprengel Eisenach-Erfurt
Stellenumfang: 100 Prozent
Dienstsitz: Stockhausen
Dienstwohnung: vorhanden
Gemeindeglieder: 1 038
Dienstbeginn: baldmöglichst
Besetzung durch das Landeskirchenamt

Der Pfarramtsbereich Sondershausen-Stockhausen umfasst die
Kirchgemeinden Stockhausen (393 Gemeindeglieder), Groß-
furra (355 Gemeindeglieder, 4 km entfernt) und Badra (290
Gemeindeglieder, 12 km entfernt). 
Sondershausen-Stockhausen ist der nordwestlich gelegene
Stadtteil der Kreisstadt Sondershausen (23 250 EW). Nach
Erfurt (55 km) und Nordhausen (20 km) bestehen Bahnver-
bindungen bzw. eine schnelle Straßenverbindung über die B4.
In der Stadt sind alle Schularten vorhanden. Die Musikakade-
mie im Schloss Sondershausen bietet Kindern und Erwachse-
nen die Ausbildung an allen Instrumenten an. Sondershausen
ist Musikstadt und bietet mit Konzerten und Theaterauffüh-
rungen ein reichhaltiges kulturelles Angebot. Es gibt Arztpra-
xen aller Fachrichtungen und eine moderne Klinik (Kyffhäus-
erkrankenhaus).

Kirchen und Gebäude:
Die St.-Matthias-Kirche in Sondershausen-Stockhausen ist ein
neugotisches Bauwerk aus dem Jahre 1905. Sie ist 1980 neu
ausgemalt und befindet sich in sehr gutem Zustand. Die Kir-
che hat im Jahre 1990 eine neue Orgel mit fünfundzwanzig
Registern und eine neue Raumluftheizung erhalten. Auch im
Winter finden Gottesdienste in der Kirche statt.
In Großfurra befindet sich die 900-jährige geschichtsträchtige
Kirche St. Bonifacius. Umfangreiche Sanierungsarbeiten im
inneren der Kirche sind begonnen worden aber auch weiterhin
notwendig und werden durch den Kirchförderverein mit orga-
nisiert.
In den Wintermonaten finden die Gottesdienste im kirchge-
meindeeigenen, gut beheizbaren Stiftsgebäude statt.
Die Heilig-Geist-Kirche in Badra ist eine schöne große Dorf-
kirche mit Bauernmalereien an den Emporen. Im ehemaligen
Pfarrhaus befinden sich zwei renovierte Gemeinderäume und
eine Gemeindeküche. Die Gottesdienste finden in der kalten
Jahreszeit im großen Gemeinderaum statt. Die ehemalige
Pfarrwohnung im Obergeschoss ist vermietet. Ein schöner
Friedhof mit Trauerhalle ist in Verwaltung der Kirchenge-
meinde. 

Gemeindeleben: 
In Sondershausen-Stockhausen und Großfurra werden wö-
chentlich, in Badra 14-tägig Gottesdienste gefeiert. Zum Auf-
gabenbereich gehört auch die Betreuung des Seniorenwohn-
parks des DRK (Gottesdienste und Seelsorge). Kinderandach-
ten finden in den evangelischen Kindertagesstätten Sonders-
hausen und Großfurra (Kindertagesstätte in Trägerschaft der
Kirchengemeinde, wirtschaftliche und fachliche Belange sind
durch Geschäftsbesorgungsvertrag geregelt) statt. 
Gemeindekreise bereichern und gestalten das Gemeindeleben: 
Sondershausen-Stockhausen: Band & Chor „Glaubhaft“, Po-
saunenchor, Bibel- und Gesprächskreis, Seniorenkreis, Gottes-
dienst mit Kindern.
Badra: Kirchenchor, Frauenkreis (14-tägig)
Großfurra: Hauskreis, Frauenhilfe, Kirchenchor. 
In allen Orten finden Christenlehre und Konfirmandenunter-
richt statt. 

Mitarbeiter:
In der Kinder- und Jugendarbeit ist eine Gemeindepädagogin
anteilig tätig. 
In Stockhausen arbeiten sechs Kirchenälteste, in Großfurra
acht und in Badra sechs engagiert mit. In jeder Kirchge-
meinde steht ein ehrenamtlicher Organist zur Verfügung.
Auch der Kirchendienst und die regelmäßige Kirchenreini-
gung werden ehrenamtlich versehen. Vier ausgebildete Lekto-
ren arbeiten mit. In Stockhausen bereitet ein Helferkreis die
Familiengottesdienste und Gottesdienste mit Kindern vor.
Das Kirchgemeindeinformationsblatt „St.-Matthias-aktuell“
wird ehrenamtlich redaktionell erarbeitet und verteilt. Weitere
ehrenamtliche Mitarbeiter sind in den vorhandenen Gemein-
dekirchenkreisen tätig. In den evangelischen Kindertagesstät-
ten Sondershausen und Großfurra sind für insgesamt 105 Kin-
der 22 Mitarbeiter angestellt. 

Erwartungen an den Pfarrstelleninhaber/in:
Von der Pfarrerin/dem Pfarrer wird erwartet, dass sie/er
ihre/seine Begabungen einbringt, das vielfältige und lebendige
Gemeindeleben aufnimmt, weiterführt und gemeinsam mit
den Kirchenältesten die Kirchengemeinden zu engerer Ge-
meinschaft zusammenführt. Eine engagierte Mitarbeiterschar
wartet auf eine Pfarrerin/einen Pfarrer, die/der vor allem die
Kinder- und Jugendarbeit durch neue Impulse bereichert, aber
auch in der Seelsorge an älteren und alten Gemeindemitglie-
dern einen Schwerpunkt setzt.
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Pfarrhaus:
Das Pfarrhaus in Stockhausen hat eine zentrale Erdgashei-
zung. Im Erdgeschoss befinden sich die Diensträume (Amts-
zimmer, Pfarrbüro, zwei Gemeinderäume, Aktenzimmer, Ge-
meindeküche). In der ersten und zweiten Etage befindet sich
die Pfarrwohnung mit insgesamt fünf Zimmern, Küche und
Bad mit WC. Ein kleiner Garten befindet sich am Haus. 

Weitere Informationen erhalten Sie bei:
• Superintendent Roland Voigt, Tel.: 034671 62614

Zu 6. 
Pfarrstelle Ilfeld
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
Propsteisprengel: Erfurt-Nordhausen 
Kirchenkreis Südharz
(ehemaliger Konsistorialbezirk Ilfeld der Evangelisch-lutheri-
schen Landeskirche Hannovers)
Stellenumfang:100 Prozent 
Gemeindeglieder 961 
Dienstsitz: Ilfeld
Dienstwohnung vorhanden
Dienstbeginn zum baldmöglichsten Zeitpunkt
Besetzung durch Gemeindewahl

Durch Wegzug der bisherigen Stelleninhaber ist die Pfarrstelle
Ilfeld/Harz zum baldmöglichsten Zeitpunkt neu zu besetzen.
Der große Ort Ilfeld, am landschaftlich wunderschönen südli-
chen Harzrand gelegen, gilt als das Eintrittstor zum Harz.
 Ilfeld verfügt über eine gute verkehrstechnische Anbindung an
die nahe gelegene Kreisstadt Nordhausen (Straße, Straßen-
bahn, Harzquerbahn). Im Ort selber gibt es Kinderkrippe und
Kindergarten, eine Grundschule und Gymnasium bis zur 
9. Klasse, Arzt- und Zahnarztpraxen und gute Einkaufsmög-
lichkeiten. Musikschule, Theater und andere kulturelle Ein-
richtungen befinden sich in Nordhausen.
Die drei Kirchen im Pfarrbereich sind saniert, befinden sich in
gutem Zustand und sind heizbar. In Ilfeld gibt es neben dem
Pfarrhaus ein separates Gemeindehaus, in welchem die Got-
tesdienste im Winter, Chorproben, Unterricht, Bibelwochen
und andere Veranstaltungen stattfinden. 
Das Pfarrhaus war früher Sitz des Konsistoriums Ilfeld. Es ist
geräumig, in gutem Zustand und von einem schönen Garten
umgeben. Die Pfarrwohnung in der 1. Etage verfügt über vier
Räume, geräumige Küche, Bad und Nebengelass und hat eine
Gesamtfläche von ca. 150 m². Eine neue Heizung wurde in
diesem Jahr eingebaut. Im Erdgeschoss befinden sich Amts-
zimmer, Büro- und Gemeinderäume und eine Gemeindekü-
che. Im Keller gibt es einen ausgebauten Raum Jugendraum. 
In unserem Pfarrbereich ist eine ehrenamtliche Kantorin tätig.
Daneben ist in der Region eine hauptamtliche Kantorin ange-
stellt, die auch in unserem Pfarrbereich Dienst versieht. Bei
uns gibt es eine Gruppe von ehrenamtlich tätigen Gemeinde-
gliedern zum Beispiel im Kirchenchor und in der Arbeit mit
Kindern, die sich auf eine gute Zusammenarbeit freuen. Die
Wiederbesetzung der z. Zt. freien Stelle im Gemeindebüro ist
geplant.
Gottesdienste finden in Ilfeld-Wiegersdorf wöchentlich, in
Osterode dreiwöchentlich und in Rothesütte monatlich statt.
Zum Dienstauftrag gehören die gemeindepädagogische Arbeit
mit Kindern und Familien und Andachten im Alten- und Pfle-
geheim Sonnenhof.
Wir wünschen uns eine Pfarrerin/einen Pfarrer (gern auch ein
Pfarrerehepaar), die/der in guter Weise fortführt, was in den
letzten Jahren in unseren Gemeinden gewachsen ist, aber auch
eigene und neue Impulse im Gemeindeleben setzt. Die Pfarre-
rin beziehungsweise der Pfarrer, die zu uns kommt, sollte
Freude an der Verkündigung des Evangeliums ausstrahlen, auf

Menschen zugehen können und gern mit anderen haupt- und
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen im Pfarrbereich und in der
Region zusammenarbeiten. Sie/er sollte Interesse haben an
der Gestaltung besonderer Gottesdienste, wie z. B. dem Stall-
gottesdienst in Sophienhof zu Weihnachten, den Waldgottes-
diensten in Rothesütte und zu anderen Gelegenheiten. 

Für Auskünfte und Anfragen stehen gern zur Verfügung:
• Superintendent Michael Bornschein, 

Spiegelstraße 12 in 99734 Nordhausen, 
Tel.: 03631 609915, Funk: 0170 4785294, 
Mail: miborn@gmx.net

• und die Vorsitzende des GKR Frau Heike Stenger, 
99768 Ilfeld Obertor 8, Tel.: 036331 46474

• Internet: www.ev-kirchenkreis-suedharz.de

Sonstige Stellen

1. Auslandsdienst auf Gran Canaria (Spanien)
Für das Evangelische Tourismuspfarramt mit Dienstsitz in
Maspalomas sucht die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) zum 1. September 2011 für die Dauer von zunächst
sechs Jahren 

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar

für die vielfältigen Aufgaben auf einer Ferieninsel, die jedes
Jahr viele Urlauber anzieht und die für Viele, die dort auch
längere Zeit leben, zur Heimat wird. Sie finden das Touris-
muspfarramt unter www.kirche-gran-canaria.de. Zu Ihrem
 Zuständigkeitsbereich gehört auch die Koordination der
 Arbeit auf Fuerteventura und Lanzarote, für die Ruheständler
von der EKD beauftragt werden.

Wir erwarten:
– Kreativität und Engagement für die Arbeit in einer vom

Tourismus geprägten Region
– hohes Maß an Flexibilität und Organisationstalent 
– ausgeprägte kommunikative Kompetenzen
– eine auf ökumenische Offenheit ausgerichtete Zusammen-

arbeit 
– situationsgerechte Gottesdienste und Veranstaltungen
– sportliche Ambitionen und Freude am Wandern
– betriebswirtschaftliches Denken verbunden mit der Fähig-

keit zum Führen eines Funktionspfarramtes ohne Kir-
chenvorstand

– Einfühlungsvermögen und soziales Engagement bei der
Seelsorge

– Bereitschaft zum Erlernen der spanischen Sprache 

Wir bieten Ihnen:
– eine interessante und abwechslungsreiche Tätigkeit 
– ein geräumiges, gerade eingeweihtes Gemeindehaus 
– eine ruhige Pfarrwohnung mit einem modern ausgestatte-

tem Büro
– einen Dienstwagen
– einen von der EKD beauftragten Ruhestandspfarrer, der

Sie in Ihrem Tätigkeitsbereich unterstützt

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist die Stelle für Fami-
lien mit Kleinkindern bzw. schulpflichtigen Kindern nicht ge-
eignet. Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Glied-
kirchen der EKD und mehrjähriger Leitung eines Gemeinde-
pfarramtes. Die Besoldung richtet sich nach den
Bestimmungen der EKD. Falls erforderlich, bieten wir Ihnen
vor Dienstbeginn einen von der EKD finanzierten Intensiv-
kurs Spanisch an. Leben Sie in einer Familie, möchten wir
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 Ihren Ehepartner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner be-
ziehungsweise von der Ehepartnerin mitgetragen werden
muss.

Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau Stünkel-
Rabe (Tel.: 0511 2796-126) oder Herr Oberkirchenrat Riedel-
Schneider (Tel.: 0511 2796-127) zur Verfügung.

Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis zum 
28. Februar 2011 an die nachstehende Anschrift. Sie erhalten
weitere Informationen und Unterlagen auf Ihre schriftliche
Nachfrage, möglichst per Email:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: team.personal@ekd.de 

2. Auslandsdienst in Italien
Für den Auslandspfarrdienst mit Dienstsitz in Mailand sucht
die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) für die Evan-
gelisch-Lutherische Kirche in Italien (ELKI) zum 1. Septem-
ber 2011 für die Dauer von zunächst sechs Jahren für die
Evangelische Gemeinde Mailand (Chiesa Cristiana Protes-
tante in Milano) 

eine Pfarrerin/einen Pfarrer 
für die Pfarrstelle II (reformiert).

Die Gemeinde Mailand wurde 1850 von Schweizer Refor-
mierten und deutschen Lutheranern gegründet und verfügt
über ein reformiertes und ein lutherisches Pfarramt. Die Ge-
meinde ist zweisprachig (deutsch und italienisch). Das Ge-
meindegebiet umfasst den Großteil der Region Lombardei,
vorrangig Mailand und sein Umland. Sie finden die Gemeinde
unter www.ccpm.org. 
Gottesdienste werden in Mailand, ab und zu auch in Malnate
(Provinz Varese) gefeiert. Es bestehen gute Beziehungen zu
verschiedenen protestantischen Schwestergemeinden, zur
Deutschen Schule (bis zum Abitur) und zur Schweizer Schule
(bis zum Abitur), zu den Generalkonsulaten der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Schweizer Eidgenossenschaft sowie
zu einigen Kulturträgern. Die Gemeinde ist Mitglied der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Italien (ELKI) und des
Schweizer Evangelischen Kirchenbunds (SEK). Sie ist Grün-
dungsmitglied des Rats der Christlichen Kirchen Mailand und
des Forums der Religionen Mailand.

Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
– Bereitschaft zu deutschen und italienischen sowie zwei-

sprachigen Gottesdiensten und Amtshandlungen
– Offenheit für Gegenwartsfragen und ihre öffentliche

 Reflektion sowie ökumenisches und ggf. interreligiöses
Engagement

– Kontaktfreudigkeit und seelsorgerliches Einfühlungsver-
mögen

– engagierte Fortführung des Gemeindeaufbaus mit beson-
derem Schwerpunkt beim quantitativen Ausbau des refor-
mierten Gemeindeteils (deutsch- und italienischsprachig),
insbesondere durch intensive Besuchsarbeit

– Teamfähigkeit und Bereitschaft zur Ausübung von tradi-
tionellen pfarramtlichen Aufgaben im Rahmen der Ge-
samtgemeinde  

– Übernahme von Religionsunterricht an der Schweizer
Schule und Kontaktpflege zu Schweizer Vereinigungen

– Übernahme übergemeindliche Arbeit entsprechend den
gesamtkirchlichen Erfordernissen

Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:
– eine geräumige Pfarrwohnung in Mailand und ein modern

ausgestattetes Gemeindebüro,
– Unterstützung durch ein gut eingespieltes Mitarbeitenden-

team (bis 2014 EKD-entsandter Pfarrer auf der lutheri-
schen Pfarrstelle, zwei Teilzeitsekretärinnen) sowie durch
etliche ehrenamtliche Mitarbeitende, einen für neue Ini-
tiativen aufgeschlossenen Kirchenrat, einen Kirchenchor
und einen renommierten Organisten,

– eine schöne, zentral gelegene Kirche mit ca. 250 Sitzplät-
zen und einer bekannten Konzertorgel

Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer mit öffentlich-rechtli-
cher Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und mehr-
jähriger Erfahrung in der Führung eines Gemeindepfarramts.
Die Besoldung richtet sich nach der Besoldungstabelle der
ELKI (Evangelisch-Lutherische Kirche in Italien). Falls erfor-
derlich, bieten wir Ihnen vor Dienstbeginn einen Aufbau-
sprachkurs an.

Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehepartner/
Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen, weil ein mehrjähri-
ger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner bzw. Ehepartnerin
mitgetragen werden muss.

Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau Stünkel-
Rabe (Te.: 0511-2796-126) oder Herr Oberkirchenrat Schnei-
der (Tel.: 0511 2796-127) zur Verfügung, ebenso das Pfarr-
büro Mailand (Tel.: +39-02-6552858).

Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis zum 
25. März 2011 an die nachstehende Anschrift. Sie erhalten
weitere Informationen und Ausschreibungsunterlagen auf Ihre
schriftliche Nachfrage, möglichst per E-Mail:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

D. BEKANNTMACHUNGEN UND
 MITTEILUNGEN

Fürbitte für die 6. Tagung der I. Landessynode 
der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland vom 17. bis 19. März
2011 in Lutherstadt Wittenberg

Die I. Landessynode der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland ist zu ihrer 6. Tagung vom 17. bis 19. März 2011
nach Lutherstadt Wittenberg einberufen worden.
Auf der Tagesordnung stehen neben dem Bericht der Landes-
bischöfin u. a. die Weiterarbeit an dem Thema „Als Gemeinde
unterwegs“, der Beschluss über das Finanzgesetz der EKM
sowie die Wahl einer Regionalbischöfin oder eines Regional-
bischofs für den Propstsprengel Gera-Weimar und die Wahl
einer Dezernentin oder eines Dezernenten für das Dezernat
Bildung. Wir bitten die Gemeinden, die Tagung der  Landes -
synode in ihre Fürbitte aufzunehmen.

Magdeburg, den 15. Januar 2011 Brigitte Andrae
(0191) Präsdidentin
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